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Deutſche Führung oder franzöſiſche Vormacht? 


„Gegenüber Sowjetrußland, das Jo gewaltig rüjtet, betrachten die 
anderen Mächte Frankreich als ihren natürlichen Führer und die 
franzöſiſche Armee als ihre letzte Garantie.“ Das hat kein geringerer 
als der konservative Abgeordnete und frühere Miniſter Winſton 
Shurchill am 29. Juni d. J. im engliſchen Unterhauſe geſagt. Er 
hat damit jagen wollen, daß die beiden Mächte, mit denen England 
in Zukunft auf dem Kontinent zu rechnen haben werde, Somjet- 
rußland und Frankreich fein werden, und daß Deutſchland 
in dem Machtkampf dieſer beiden keine irgendwie bedeutſame Volle 
werde ſpielen können. In demjelben Sinne hat ſich Roman Dmowſ hi, 
dem Polen in erſter Linie ſeine Verſailler Größe dankt, in ſeinem 
kürzlich erſchienenen Buch: „Die nachkriegszeitliche Welt und Polen“ 
geäußert: „Crotz allen Bemühens? 8 
... zeigt ſich doch, daß ſich die heute . 
jo ungeheuer große Volle und 
Bedeutung der Deutſchen 
allmählich verringert, 
während ſich m. C. Rußland heute 
in den Beziehungen der Welt einer 
erftklaffigen Nolle nähert.“ Viel- 
leicht kommt eine ſolche Deutung 
der ernſten und entſcheidenden 
Kriſe, in der ſich Deutſchland be- 
findet, der Wirklichkeit näher als 
die Gedankenloſigkeit der Kreiſe, 
die zu ihrer eigenen Beruhigung 
die machtpolitiſche Ausſchaltung 
eines Sünfundjechzig - Millionen- 
Volkes als „unmöglich be⸗ 
zeichnen, und auch näher als 
der geſchäftstüchtige Optimismus 
des Auslandes, das von der un- 
verſiegbaren Lebenskraft Deutjch- 
lands jpricht, um dann um Jo 
jchwerere Cributlaſten als „trag- 
bar“ feſtſtellen zu können. Sur 
Churchill und Dmomjki — und 
nicht nur für fie allein! — ſcheint 
es alſo feſtzuſtehen, daß Deutſchland 
wenigſtens für die nächften Men- 
ſchenalter aus der Reihe der gro- 
ßen Mächte ausſcheidet und daß 
das deutſche Volk auf die Stufe 
der Machtloſigkeit zurückverſetzt 
wird, auf die es etwa der Dreißig- 
jährige Krieg herabgedrückt hatte. 
Sie ſehen die Zukunft Deutſchlands 
jo, wie ſie etwa Leon Vour⸗ 
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wünschenswert hingeſtellt hat: 
„Jahrhundertelang“, ſagte er, 


„haben die Deutjchen ohne Reichs- 
einheit gelebt; ſie könnten auch 
weiter ſo leben, ohne eine politiſch 
gefährliche Hroßmacht im Herzen 
Europas zu bilden.“ 


Das neue Willon- Denkmal in Poſen. 
Das von Janaz Paderewſki geſtiftete Deukmal Woedrow Wilſons iſt im Wilſon⸗ 
Park, dem früheren Botaniſchen Garten, in Poſen aufgeſtellt worden. 
Leitartikel „Oſtland“ Nr. 28.) 


Swiſchen Frankreich nd Rußland alſo, meinen fie, ſoll ſich der 


künftige Machtkampf um Europa abſpielen, und Paris foll dabei 


Curopa zur Abwehr des ruſſiſch-bolſchewiſtiſchen Vormarſches ver— 
einen und als Gegenſpieler Moskaus, das alte Ziel der engliſchen 
Kontinentalpolitik, das europäiſche Gleichgewicht, herſtellen. Damit 
Fraukreich dieſe Auseinanderſetzung erfolgreich beſtehen kann, 
ſollen die Länder, die zwiſchen ihm und Rußland liegen, als aktive 
Glieder in die gemeinſame von Frankreich geführte Front eingereiht 
bzw. ſo weit geſchwächt werden, daß ſie nicht ſelbſthandelnd oder im 
Bündnis mit dem Oſten gegen Frankreich auftreten können. Dies be— 


deutet aber: Um dieſe Länder zwiſchen Rhein und Düna 


und auf dem Boden dieſer Länder Joll fich der 
e e eee age Kampf der beiden Mächte, 
. der weſtlichen Demokratie und 
£ des öſtlichen Boljchewismus, ab- 
ſpielen. In dieſem Naum ſoll 
Frankreich herrſchen, und es 
herrſcht, indem es Seindfchaften 
hervorruft und beſtehende Gegen- 
jätze vertieft. Es treibt eine Poli— 
tik, deren letzte Weisheit es iſt, 
Swiſchen europa gegen 
Mitteleuropa aus zuſpie-⸗ 
len; und es richtet damit zweifel— 
los das eine wie das andere zugrunde; 
denn beide europäiſche Mittelſtücke 
jind durch die meridionale Viertei— 
lung des Kontinents (in Weſt-, 
Mittel-, Swiſchen- und Oſteuropa) 
in eine unhalt bare Swei— 
frontenjtellung geraten. 
Auch die Verſuche, die Frankreich 
unternimmt, um dieſe unbeilvolle 
Serklüftung zu überwinden, find nur 
dazu beſtimmt, der doppelten Auf— 
gabe, die es ſeinen öſtlichen Tra— 
banten zugewieſen hat: nämlich 
Deutſchland, niederzuhalten und 
Aufmarſchraum gegen Rußland zu 
ſein, eine feſtere, vertraglich ge— 
licherte Grundlage zu geben. 
Frankreich iſt ein Land, in dem 
ſich, vor allem nach der Annektion 
Clſaß-Lothringens, Landwirtſchaft 
und Induſtrie die Waage halten, 
ein Land aljo, dem die Kriſe der 
Weltwirtſchaft nur verhältnismäßig 
wenig Schaden zufügen kann, dem 
die Not der Arbettsloſigkeit faſt 
noch unbekannt iſt und das al“ Sieger 
im Weltkrieg dank der Tribute eine 
der ſtärkſten Kapitalmächte geworden 
iſt; wogegen Deutſchland unter dem 
Druck einer enormen Arbeitsloſig— 
keit ſteht, als überwiegendes Indu— 
ſtrieland zum Export gezwungen 
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iſt und andererſeits ſeinen Nahrungsbedarf zum großen Teil 
im Auslande decken muß, alſo in größtem Umfange all den 
Kriſen und Depreſſionen ausgeſetzt iſt, die ſeit dem Weltkrieg 


in fortgeſetzter Folge den Weltmarkt 
Deutſchland um ſo ſtärker in Mitleidenſchaft ziehen, als dieſes 
durch den doppelten Aderlaß der das Volksvermögen zerſtörenden 
önflation und der die Wirtſchaft ausſaugenden Tributlaften geſchwächt 
iſt. Aus dieſer Verſchiedenartigkeit der wirtſchaftlichen Struktur der 
beiden Staaten ergibt ſich die verſchiedenartige wirt- 
ſchaftliche Bedeutung, die ſie für Swiſcheneuropa 
beſitzen: Frankreich iſt trotz ſeiner politiſchen Bündniſſe an dem 
Außenhandel und vor allem am Export dieſer Länder nur in ver- 
hältnismäßig geringem Umfange beteiligt. Dagegen will es die Ka- 
pitalien, die es in ſeiner eigenen Volkswirtſchaft nicht anlegen kann, 
nutzbringend, d. h. zum Beſten feiner kapitaliſtiſchen Kleinrentner und 
zum Vorteil ſeiner imperialiſtiſchen Machtpläne verwenden. Das iſt 
es aber nicht, was die Oltjtaaten in erſter Linie brauchen. Kredite 
können wohl nützlich ſein für fie, da fie die Produktionskoſten ihrer 
tief verſchuldeten Landwirtſchaft durch eine Herabjetung der unver- 
hältnismäßig hohen Sinsſätze verringern; aber fie können der wirk— 
lichen Not nicht ſteuern. Sie kurieren an Sumptomen herum, ohne 
das Übel an der Wurzel zu faſſen. Dieſes Übel aber heißt 
Überproduktion, Abſatzmangel. Da kann Frankreich, 
das ſelbſt nur wenig Agrarprodukte aus dem Oſten aufnimmt, nicht 
helfen. Helfen kann da nur die Erſchließung auf- 
nahmefähiger Abſatzmärkte, die Schaffung eines 
großen, über die heutigen Staatsgrenzen hinaus- 
reichenden Wirtſchaftsraumes in Mittel- und 
Swiſcheneuropa, deſſen Bildung Frankreich aber aus politi= 
ſchen Gründen nicht wünſcht. 

Was will alſo Frankreich? Nichts mehr, als die Länder Swiſchen— 
europas als machtpolitiſche Baſis gegen das deutſche Mitteleuropa und 
als militäriſches Aufmarſchgebiet gegen den ruflischen Oſten ausnutzen. 
Diefem einem Sweck ordnet es alles andere unter. Aber 
es dreht ſich ja nicht bloß darum, Europa militäriſch gegen den 
Olten zu ſichern; dieſe Aufgabe könnte Frankreich — vielleicht, aber 
wahrſcheinlich nur, wenn ihm Deutſchland dabei behilflich ift — immer— 
hin durchführen. Viel größer als die militäriſche Drohung iſt die 
bolſchewiſtiſche Gefahr, die ſich im Oſten erhebt, ijt die 
revolutionierende Ideenwelt des Kommunismus, die ſich in das 
an der franzöſiſchen Herrſchaft erkrankte Curopa 
einfrißt. Der Ausgang des Kampfes wird ſchließlich nicht von den 
militäriſchen Machtmitteln, ſondern von der Stärke der gegeneinander- 
ſtehenden Ideen abhängen. Dabei iſt es doch recht fraglich, ob ſich 
der materielle Imperialismus Frankreichs gegenüber dem Ideen- 
imperialismus der Sowjets wird durchſetzen können. Gleichgültig, wie 
ſich der innere Gehalt des Bolſchewismus durch die Anforderungen 
der praktiſchen Wirtſchaft noch umändern mag — er ſchickt ſich an, 
eine Macht zu werden, die den Kampf mit Curopa aufnehmen kann, 
wovon gerade die Kreiſe des Auslandes am meiſten überzeugt ſind, die 
von Frankreich die Rettung vor der bolſchewiſtiſchen Überflutung er— 
hoffen. Sie verkennen die Zujammenhänge; ſie überſehen, daß 
es gerade Frankreichs Vorherrſchaft iſt, die den 
Bolſchewismus zu einer Macht anwachſen läßt, 
deſſen Gewalt ſie jetzt fürchten. Denn Frankreich, das Jeit Verſailles 
die Vormacht Europas iſt, iſt es doch ſchließlich, das die Verant- 
wortung für alles das trägt, was in Curopa geſchieht, was ſich an 
Zündftoff an den Grenzen anſammelt und was ſich an revolutionärer 
Gefahr in den Hungerheeren von Millionen arbeitsloſer Menſchen 
aufhäuft. Seine Tributpolitik hat die Grundlagen des Weltmarktes 
erſchüttert; ohne ſeine Rückendeckung hätten die andern nicht ihre, 
irredentiſtiſche Unruhe verbreitende Minoritätenpolitik durchführen 
können. Sein Machtwahn duldet keine Abkehr von den Pariſer 
Diktaten, durch die es Deutſchlands Aufkommen verhindert, Öjter- 
reich zu einer die Wirtſchaft vernichtenden ſtaatlichen Selbſtändigkeit 
verurteilt und den Donauraum, der einmal ein lebensvolles Ganzes 
gebildet hatte, in eine balkaniſche Wirrnis von Soll- und Verbots 
ſchranken aufgeteilt hat. Frankreich kann die Oſtſtaaten aufrüſten, 
aber es kann die Oſtvölker nicht gegen den Volſchewismus immu— 
niſieren. 

Das iſt nur möglich, wenn die zerſetzenden Krankheitskeime der 
Jerſplitterung aus Mittel- und Swiſcheneuropa ausgeräumt werden, 
wenn die Länder dieſes Raumes nicht mehr durch die franzöſiſche 
Politik gegeneinander aufgehetzt, ſondern einer ihrer geographiſchen 
Zuſammengehörigkeit entſprechenden wirtſchaftlichen Suſammenarbeit 
und politischen Annäherung zugeführt werden. Cs gibt nur eine 
acht, die in dieſem Sinne als Ordner und Führer 
auftreten kann, auf die die geiftig-kulturellen Bindungen aller 
Völker dieſes Raumes hinweiſen, und auf die das Wirtſchaftsleben 
aller Länder dieſes Raumes zurückgreifen muß: Deutſchland. Mit 
ihm gehören dieſe Länder geographisch zuſammen durch die Brücke 
der Oftjee und die Straße der Donau; mit ihm vor allem Können ſie 
in den wirtſchaftlichen Güteraustauſch treten, deſſen ſie und Deutſchland 
Jelbft zur geſunden Entwicklung ihres materiellen Daſeins bedürtzn. 
Heute allerdings iſt von einem Bekenntnis der Schickſalsgemeinfchaft 
mit Deutſchland erſt wenig zu fühlen. Das Bewußtſein der Huſammen⸗ 
gehörigkeit iſt noch geſchwächt durch die Welle der panſlawiftiſchen 
dee, die im vergangenen Jahrhundert über die Weichſel ins öſtliche 
Preußen, über die Karpathen nach Oberungarn und in den böhmiſchen 


erſchüttern und die 
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Keſſel und über die Donau auf den Balkan vorrückte und dieſen 
Völkern das Wort von der Stammesverbundenheit mit dem Oſten 
einprägte; und es iſt faft vernichtet durch die Gewalt der Parijer 
Diktate, die die Oſtvölker in die Gefolgſchaft des Weſtens eingeſpannt 
und ein nichtdeutſches Mitteleuropa aufgeſtellt haben. Die Geſchichte 
wird ſich immer gegen die entſcheiden, die ſich dem Weſten oder dem 
Osten verſchreiben; denn dieſe beiden, der ruffiſche Bolſch e- 
wismus wie die franzöſiſche Demokratie, hindern 
fie daran, ihrem eigenen Lebensgeſetze ju folgen, 
in das ſie wie Deutſchland eingeſpannt Jind. Sie können ſich weder 
dem einen noch dem anderen anſchließen, ohne ſich ſelbſt aufzugeben. 
Sie ſind Völker der Mitte wie Deutſchland, mit dem 
Jie verbunden ſind durch eine alte Lebensgemeinſchaft, die ihnen an 
innerem Gehalt mehr als irgendein fremder Einfluß von Oſten oder 
Weſten ju geben vermag. 

Am eheſten iſt eine Bereitſchaft, die zerſtörte Semeinſchaft wieder 
aufzurichten, im Südoſten und Nordoſten zu fühlen. Dagegen iſt die 
Verbindung mit dem franzöſiſchen Weſten und die Abneigung gegen 
Deutſchland am ſtärkſten in den beiden Staaten des mittleren Oſtens, 
in der Cſchechoſlowakei und in Polen. Während aber die 
dreieinhalb Millionen Deutſchen in Böhmen immerhin ein Saktor ſind, 
der ſich früher oder ſpäter einmal in der politiſchen Seſamthaltung des 
Staates durchſetzen wird, iſt mit einem Hinein wachſen des 
polniſchen Volkes in die Gemeinſchaft der mittel- 
und zwiſcheneuropäiſchen Staaten kaum zu rechnen. Denn 
Polen iſt der Staat in der öſtlichen Sperrkette, der ſich noch am eheſten 
in der Lage glaubt, ſich von den Bindungen, die auf Deutſchland bin— 
weiſen, zu löſen, der dank ſeiner Größe und ſeiner geographiſchen 
Lage tatfächlich den ſtärkſten Druck auf Deutſchland ausüben kann, deſſen 
Lage im europäiſchen Naum derjenigen Deutſchlands ähnelt, inſofern 
er gleichfalls Übergangsland zwiſchen Weſten und Oſten iſt, gleichfalls 
an die Oſtſee heranreicht und im Süden zum Coil gleichfalls die Länder 
berührt, die Deutſchland an ſich heranzuziehen wünſcht. Dazu kommt, 
daß Polen durch Verſailles und die nachfolgenden Ereigniſſe nicht 
„Jaturiert“ iſt, in feiner Wirtſchaft und in feinem Volkstum zur Ex- 
panſion drängende Kräfte beſitzt und unter den neuen „Siegerſtaaten“ 
Swiſcbeneuropas derjenige ift, der in bewußter, konſequenter Seind— 
ſchaft zu Deutſchland und in Anlehnung an Frankreich eigene 
Herrſchaftspläne im Oſten verfolgt, die nicht allein den 
ganzen nördlichen Oſten von Pommern bis ins Baltikum und von 
Oberſchleſien bis zur Ukraine umfaſſen, ſondern ſich auch nach Süden 
über die Donau und die Balkanländer erſtrecken. Solange Polen 
an dieſen Machtplänen feſthält, d. h. feiner hiſtoriſchen Neichsidee und 
ſeiner wirtſchaftlichen Vormachtſtellung im „nichtdeutſchen Mittel- 
europa“ nachgeht, wird es immer wieder in die Bahn der franzöſiſchen 
Curopapolitik einſchwenken müſſen. Deshalb wird der Weg 
zur mitteleuropäiſchen Gemeinschaft über das 
heutige Polen hinweggohen müfjen Die Neviſion 
der deutſch-polniſchen Grenze kann gegenüber dem großen 
Siel des Zuſammenſchluſſes der Länder zwiſchen Rußland und Frank- 
reich nicht als nebenſächlich abgetan, ſondern fie muß als deſſen 
wichtige und unerläßliche Vorausſetzung aufgefaßt 
werden. Der Suſammenſchluß aber iſt notwendig, wenn ſich die Völker 
diefes Raumes gegen den Bolſchewismus behaupten, wenn fie ſich von 
der franzöſiſchen Vormundſchaft und Vorherrſchaft freimachen und 
ihrem eigenen Willen nachgehen, ihren eigenen Bedürfniſſen leben und 
ihrem eigenen Weſen gemäß ſich entfalten wollen. Or. K. 


* 
Eine Warnung Llond Georges. 


Der ehemalige Premierminiſter Cloyd George ſchreibt in der 
„Neuen Freien Preſſe“ in Wien in einer Kritik an Frankreichs Haltung 
gegenüber dem Hooverplan: „Sollte einem Zujammenbruch Deutſch— 
lands noch ein böſer Winter mit Arbeitslosigkeit und Bankerott fol- 
gen, dann könnte das Land in die Fänge des Kommunismus 
geraten und Sſterreich würde unweigerlich folgen. 
Ich kann mir für Europa, ja für die ganze Welt keine 
ſchlimmere Gefahr denken, als ein großes kommu- 
niſtiſches Staatsweſen in Mitteleuropa, das von 
einem der intelligenteſten und diſſiplinierteſten Völker der Welt ge- 
leitet und aufrechterhalten wird. Hand in Hand mit Deutſchland und 
unter der Führung deutſcher Köpfe würde die Bedeutung 
der rufſiſchen Revolution um das Hundertfache 
wachen. Vußland hat unerſchöpfliche Hilfsmittel in Jeinem Boden 
und in feinen ungeheuren und lebenskräftigen Volksmaſſen. Deutjch- 
land wieder beſitzt genug Erfahrung, Fähigkeit und Geſchick, um den 
natürlichen Reichtum Rußlands ausfubeuten. Beide Länder zuſammen 
würden eine machtvolle Kombination ergeben, und ſo wäre es für alle 
Nationen ratſam, zur Abwendung eines ſolchen kataſtrophalen Bünd— 
niſſes die größten Opfer zu bringen.“ 


Haag euntſcheidet über Jollunion. 

Der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag iſt am 20. Juli 
in öffentlicher Sitzung zuſammengetreten, um ſich auf Antrag des 
Völkerbundsrates mit dem deutſch-öſterreichiſchen Sollabkommen zu 
beſchäftigen, über deſſen Vorbereitung die deutſche und die öfter- 
reichiſche Regierung durch Protokoll vom 19. März 1931 überein- 
gekommen ſind. Über das Ergebnis wird in der nächſten Nummer 
berichtet. 


[107777777077 77777707777777770 7777727777777 277702777772 77 757 


4% 


3 


1 200004 


Paris — London. 


Die Reife des Neichskanzlers und des Neichsaußenminiſters nach Paris 
iſt vom ganzen deutſchen Volk, das jetzt endlich den Ernſt der Lage be- 
griffen hat, mit einem ſelten ſtarken Intereſſe verfolgt worden. Es 

handelte ſich darum, Frankreich für die von den maßgebenden 
deutſchen Stellen für notwendig gehaltene Kreditaktion für 

Deutſchland zu gewinnen. Es iſt aber bezeichnend, daß das Intereſſe 

der deutſchen Öffentlichkeit nicht nur dieſen ſchleppenden und ſcehwie— 

rigen Anleihebemühungen gegolten hat, ſondern ebenſoſehr den 
politiſchen Sugeſtändniſſen, die von franzöſiſcher Seite als Gegen- 
leiſtung Deutſchlands für die Kredithilfe gefordert wurden. 

Über die Unmöglichkeit, dieſe Sorderungen anzunehmen, hat 

es in Deutſchland keine Meinungsverſchiedenheiten gegeben. Schon 

bevor Brüning und Curtius nach Paris gingen, war offenbar von 
dritter Seite ein Druck auf Frankreich ausgeübt worden, um dieſes zur 

Preisgabe oder doch wenigſtens zur Abſchwächung ſeiner finanziellen 

und politiſchen „Sicherheitsforderungen“ zu veranlaſſen. Vor allem 

verſpürte Amerika keine Luſt, ſich durch eine Teilnahme an finan- 
ziellen Verhandlungen in politiſche Streitfragen Europas hinein- 
ziehen zu laſſen. Auch England und Italien ſcheinen ihren Ein- 

Fluß dahin geltend gemacht zu haben, daß Frankreich auf der Londoner 

Konferenz auf die Erörterung anderer als wie wirtſchaftlicher Fragen 

verzichtet. Das bedeutete freilich noch nicht, daß dieſe Mächte auf 

ihre in letzter Zeit wiederholt und recht deutlich geäußerte Auffaſſung, 
daß Deutſchland z. B. auf die Sollunion und den Panzerkreuzerbau 
verzichten ſolle, aufgegeben hatten. Andererſeits ſteht auch feſt, daß 

Frankreich gar nicht daran dachte, feine politiſchen Abſichten, die es im 

Zuſammenhang mit der Kreditaktion durchdrücken wollte, preiszugeben. 

Die franzöſiſche Regierung ließ vor Ankunft der Deutſchen zwar er- 

klären, daß von ihr niemals Bedingungen politiſcher Natur for mu— 

liert worden Jeien, aber hinzufügen, daß von rein techniſcher Stelle im 

Laufe der finanziellen Beſprechungen privatim (9 darauf hingewieſen 

werden könne, daß eine deutſche Anleihe, wohl in Srank⸗ 

reich nicht aufgelegt werden könnt olange durch 
eine Reihe von Fragen (Sollunion, Oſtlocarno, Panzerkreuzer 
uw) das Vertrauen des ſparenden Publikums er- 
ſchüttert werde. Auf dieſer Baſis, die nichts anderes als die 

Übertragung eines politiſchen Druckes ins Wirtſchaftliche war, ſcheinen 

ſich auch die deutſch-franzöſiſchen Sonderverhandlungen in Paris am 

vergangenen Sonntag abgejpielt zu haben. Das Ergebnis hat dieſer 

Baſis entſprochen: Die Pariſer Konferenz ift durchaus 

ergebnislos verlaufen. Frankreich hat weder Jeine Ve- 

teiligung an der Kreditaktion zugeſagt, noch hat es die Bedingungen 
für ſeine Zuſage formuliert. Das Kommuniqué über die Konferenz ließ 
erkennen, daß in Paris keine der aufgeworfenen 

Fragen zwiſchen Frankreich und Deutſchland gelöſt 

worden war; es beſtätigte nur endlich die Catſache, daß Frank- 

reich finanzielle und politiſche Sugeſtändniſſe aus Deutſchland heraus- 
preſſen wollte: „Die franzöfiſchen Vertreter, die den Ernſt 
diefer (deutſchen) Kriſe erkennen, haben erklärt, da b vorbe- 
haltlich gewiſſer finanzieller Sarantien und Mah- 
nahmen für eine politiſche Beſchwichtigung Jie be⸗ 
reit ſein würden, ſpäter die Bedingungen für eine 

finanzielle Suſammenarbeit im 

Rahmen zu erörtern.“ Die Pariſer Havas-Agentur ver— 

breitete bereits kurz nach Abſchluß der Konferenz die Nachricht, man 

Jei in der Frage der politiſchen Garantien auf ein 

zehnjähriges politiſches Moratorium herausge⸗ 

kommen; das wäre eine politiſche Bindung Deutſchlands an Frank- 
reich auf die Dauer von 10 Jahren geweſen, alſo wohl 10 Jahre Ver- 
zicht auf die Zollunion, 10 Jahre Oſtlorarno uff. Dieſe Meldung 
wurde von deutſcher Seite als reine Erfindung bezeichnet. Tatſächlich 
wurde die Frage des lojährigen Moratoriums von den Franzoſen an- 
geſchnitten, von den Deutſchen jedoch, wie berichtet wurde, vollkommen 
aus der Diskuffion ausgeſchaltet. Der Pariſer „Oeuvre“ behauptete, 

Brüning habe betont, daß die Stimmung der öffentlichen 

Meinung in Deutſchland es ihm nicht geſtatte, einen politiſchen 

Waffenſtillſtand anzunehmen, der Deutſchland ungerechterweiſe des 

Rechts berauben würde, das es aus Artikel 19 des Völker- 

bundsſtatuts herleite, nämlich ein friedliches Neviſions⸗ 

verfahren für die Verträge in Angriff zu nehmen. Auch „La 

Republigue“ hob hervor, daß der Reichskanzler fämtliche Rechte, 

die ihm der Verſailler Vertrag gegeben, wahren zu wollen 

erklärte. Auf die Frage eines franzöſiſchen Delegierten, ob dies auch 
für die Oſtgrenzen gelte, habe Dr. Brüning zu verſtehen gegeben, 
daß feine Erklärung keiner Einſchränkung unterliege. 

In Paris konnte ſchon deshalb keine Einigung erzielt werden, 
weil überhaupt noch keine Klarheit, viel weniger eine Einigkeit dar- 
über bejtand, welcher Art der Kredit, den Deutſchland erhalten ſollte, 
ſein ſollte. Die Klärung dieſer Frage blieb der Siebenmächte- 

Konferenz; vorbehalten, die am Montag in London begann. 

Während der Londoner Verhandlungen wurde von allen Parteien 

peinlichſt ein Eingehen auf Fragen politiſchen Charakters vermieden, 
jo daß der amerikaniſche Staatssekretär Stimſon Jagen konnte, daß 
die Verhandlungen auch von den Bankiers ohne Mitwirkung von 

Miniſtern hätten geführt werden können. Der Gang der Ver— 

handlungen war für die deutſchen Vertreter, die das Ausland für 

eine großzügige Kreditaktion veranlaſſen wollten, — ſoweit ſich die 

Lage Donnerstag früh, vor Beginn der entſcheidenden Schlußſitzung 


internationalen. 


der Konferenz, überſehen ließ — nicht beſonders günſtig. Das Ent- 
ſcheidende iſt zunächſt, daß die langfristige Anleihe, um die man ſich 
deutſcherſeits bemüht hatte, auf ſpäter verſchoben wurde. Damit 
ſind — wie es ſcheint — auch die franzöſiſchen Garantieforderungen 
(die finanziellen ſowohl wie vor allem auch die politiſchen) verſchoben, 
aber noch nicht aufgehoben. Der franzöſiſche Premierminiſter 
Labal erklärte jedenfalls noch am Mittwoch Preſſevertretern 
gegenüber, daß die Verhandlungen über den Guſatzkredit für 
Deutſchland zu keinem Ergebnis geführt hätten, da bei 
neuen Inveſtierungen franzöſiſchen Kapitals ge- 
wiſſſe Sicherheiten auf Grund der bisherigen Erfahrung ge— 
ſchaffen werden müſſen, und hierauf würde er auch in Su- 
kunft beſtehen. 


Um was es ſich nach dem Fallenlaſſen der langfriſtigen Anleihepläne 
noch handeln konnte, das war, wie der amerikaniſche Staatsſekretär 
Stimſon erklärte, das Saß abzudichten, um das in ihm befindliche 
Waſſer zu retten, ehe man neues Waller in das Faß gießen wolle. 
Dieſer Vergleich kennzeichnete die Lage ſehr richtig. Es handelte ſich 
zunächſt um die Verlängerung des 100-Mill.- Dollar- 
Kredits für die Neichsbank. Weiter um die Bildung eines 
Stillhaltkonſortiums, das die weitere Surückziehung der kurzfrijtigen 
Kredite aus Deutſchland verhindern ſoll. 


Das Ergebnis von London verſprach aljo nur ſehr mager 
zu werden; es wird ſich aller Vorausſicht nach im weſentlichen darauf 
beſchränken, daß der joo-Willionen-Dollar-Kredit an die Neichs— 
bank um drei Monate verlängert wird und die Stillhaltekonſortien in 
Kraft treten und Jo die Surückziehung noch in Deutſchland ver— 
bliebener Kredite vermieden wird, daß aber darüber hinaus 
Deutſchland in der Überwindung der gegenmwär- 
gen Schwierigkeiten auf fich ſelbſt geſtellt bleiben 
wird. 


Inzwiſchen hatte Präſident Hoover bereits die in London 
als „Empfehlung“ in Ausſicht genommene Einſtellung der Kredit- 
kiindigungen in Deutſchland in einer Verpflichtung ameri- 
kaniſcher Banken zur Aufrechterhaltung der 
Kredite an Deutſchland feſtgelegt derart, daß ſich auf den 
Wunſch Hoovers hin zwölf führende amerikanifche Banken bereit— 
erklärten, ſich in ſchriftlicher Form dazu zu verpflichten, während der 
gegenwärtigen Kriſe keine Depots, Vorſchüſſe oder Kredite aus 
Deutſchland zurückzuziehen. Außerdem heißt es in dem Vorſchlag 
Hoovers: Eine internationale Kommiſſion ſei einzuſetzen, um Deutſch— 
lands wirtſchaftliche Struktur zu prüfen und darüber. zu entſcheiden, 
ob neues Kapital für Deutſchlands Wiederaufbau erforderlich ſei. 
Kurz)friſtige Kredite ſollen, wenn es notwendig erſcheint, in langfriſtige 
umgewandelt werden. Das bedeutet alſo: Finanzkontrolle 
über Deutſchland, auch wenn dieſe keinen politiſchen Charakter 
tragen, ſondern von Bankleuten durchgeführt werden ſollte. Schließ 
lich fordert Hoover politiſche Verſtändigung zwiſchen Deutſchland 
einerſeits und Frankreich und deſſen oſteuropäiſchen Verbündeten 
andererſeits. Soll das ein Ojtlocarno fein? Wir werden auf der Hut 
ſein müſſen! 


Warum keine polnische Flottenbeſchränkung? 


Ju der politiſchen Gegenrechnung, die Frankreich für ſeine Be— 
teiligung an der Kreditaktion präjentierte, gehört der deutſche 
Verzicht auf den Bau neuer Panzerkreuzer. Man 
ſcheint ſich hier in der deutſchen Öffentlichkeit nicht ganz der Be 
deutung dieſer Forderung für den deutſchen Oſten bewußt zu ſein. 
Unſere Flotte, die wir nach den Beſtimmungen des Verſailler Diktates 
unterhalten dürfen, iſt nicht ſtark genug, um gegen die Marinen der 
Woſtmächte auftreten zu können. Sie reicht vielleicht nicht einmal 
zum Schutz der Deutſchen Bucht aus. Ihre eigentliche Sweckbeſtimmung 
iſt der Schutz des deutſchen Verkehrs in der Oſtſee 
und die Sicherung des Seeweges vom Neich nach 
Oſtpreußen im Falle eines Konfliktes mit einem der Oſtſeeſtaaten, 
alſo mit Polen. Wenn jetzt von Frankreich wie übrigens auch von 
anderen Mächten ein Verzicht Deutſchlands auf den Erjat veralteter 
Linienſchiffe, der uns ſelbſt in Verſailles noch zuge⸗ 
ſtanden wurde, verlangt wird, ſo muß Deutſchland zum mindeſten 
billigerweiſe die Sicherheit gegeben werden, daß 1 durch eine 
ſolche über Verſailles hinausgehende Nüſtungsbeſchränkung keine 
marinepolitiſche Benachteiligung Deutſchlands in 
der Oftjee eintritt. Das heißt, von einer Einſtellung der deutſchen 


Panzerbauten kann nur dann die Rede ſein, wenn Polen ge- 


zwungen wird, feine Seerüſtung gleichfalls einzu- 
ſtellen, und wenn wirkſame Garantien dafür gegeben werden, daß 
die Zugänge zur Oftfee im Salle eines Konfliktes für die 
Kriegsſchiffe fremder Mächte, die nicht Oftfeeanlieger Jind, gejperrt 
werden. Unannehmbar iſt für Deutſchland das Anſinnen, auf feine 
Seerüſtung zu verzichten, während Polen eine Kriegsflotte aufbaut. 
die zugeſtandenermaßen dazu beſtimmt iſt, im Konfliktsfalle den 
deutſchen Oſtſeehandel lahmzulegen und Oſtpreußen völlig zu iſolieren, 
ihm alſo die wirtſchaftliche und ſtrategiſche Baſis, die diesſeits des 


Korridors, im Reiche, liegt, zu nehmen und es damit einem polniſchen 


Angriff völlig wehrlos auszuſetzen. 
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„Freie Stadt Königsberg“ — „Baltiſche Schweiz“. 


In Genf erſcheint in franzöſiſcher Sprache eine Seitſchriſt „Nevue 
des Nationalitös et des Minorités Nationales“ 
6, Nundſchau der Nationalitäten und der nationalen Minderheiten“), 
die Fortſetzung der 1912 in Paris gegründeten „Annales des Natio- 
nalites“. Die „Revue“ wird von einem Franzoſen namens 
J. Pélifſier und einem ſeit längerer Zeit im „Exil“ lebenden 
Litauer P. J. Sabrys herausgegeben. Dieſe Seitſchrift dient der 
polniſchen Propaganda namentlich in der Korridorfrage; ſie 
wird offenbar vom polnischen Außenminiſterium unterſtützt und iſt 
vor allem auf die Beeinfluſſung der Völkerbundsbürokratie eingeſtellt, 
deren Bedeutung in den Fragen der Hohen Politik (namentlich hin— 
jabtlich der Nichtbehandlung wichtiger Fragen!) man in Polen weit 
beſſer als in Deutſchland einzuſchätzen verſteht. 


Der Litauer Gabrys dient nur als nichtpolniſches Aushängeſchild; 
es iſt bekannt, daß dieſer Litauer, der ſeinerzeit wegen Oppo— 
ſition gegen die derzeitige Regierung Litauen verlaſſen mußte und 
ſich Jeitdem politiſch ſchriftſtellernd in Genf aufhält, ein eifriger Mit- 
arbeiter der von der polniſchen Vertretung in Genf herausgegebenen 
Korreſpondenz „L' Est Européen et la Societe des Nations“ („Der 
europäiſche Oſten und der Völkerbund“) iſt. Auch Jonjt, beſonders 
gelegentlich der Völkerbundstagungen, iſt Gabrys Liebkind der Polen. 
Die „Revue“ beſchäftigt ſich gleich in ihrer erſten Nummer mit dem 
Korridorproblem und der oſtpreußiſchen Frage, 
indem ſie einen Artikel eines „hervorragenden, zur diplomatiſchen 
Welt der Pariſer Friedenskonferenzen gehörenden Verfaſſers“ ver- 
öffentlicht. Es liegt nahe, hinter dieſem „homme de Versailles“ den 
Führer der polniſchen Diktatsdelegation, Roman Dmomjki, zu ver— 
muten. Jedenfalls decken ſich die Vorſchläge, die hier zur „Löſung“ 
der oſtpreußiſchen Frage gemacht werden, im weſentlichen mit den 
Forderungen, die Dmowſki ſeinerzeit in Verſailles angemeldet hatte: 
Ostpreußen Joll dem Deutſchen Reich genommen werden und 
unter Polen und Litauen derart aufgeteilt werden, daß 
der ganze jüdweſtliche Teil der Provinz mit einer Bevölkerung von 
12 Mill. Menſchen und einer Fläche von 25000 km? an Polen und 
der nördlichſte Teil mit 10000 km? an Litauen fällt, während 
Königsberg mit einem Umkreis von 2000 km? Fläche zur 
Sreien Stadt gemacht und einer gemeinſamen polniſch-litauiſchen 
Verwaltung unterſtellt wird. 

In den beiden folgenden Nummern ſetzte die „Revue“ des Herrn 
Gabrys ihre „Betrachtungen“ über die Korridor- und Oſtpreußenfrage 
fort, indem fie „Suſchriſten aus dem Leſerkreiſe“ veröffent- 
lichte. Deren erſte — unter dem Citel: „Oftpreußen — die 
Baltiſche Schwei;“ — ſtammt von einem Otto von Bar— 
tenſtein, der ſich den Leſern als „unparteiiſcher Preuße“ ſalz— 
burgiſcher Abſtammung empfiehlt. Der Gedanke, aus Oſtpreußen 
einen „ſelbſtändigen“ Staat, eine „Schweiz“, ju machen, ijt in der 
polniſchen Propaganda nicht neu. Er iſt unter den verſchiedenen 
polniſchen Projekten zur „Löſung“ der oſtpreußiſchen Frage das- 
jenige, das die polniſche Propaganda ſeit einigen Jahren mit Vor— 
liebe in den Weſtmächten verbreitet, und für das die „Revue“ jetzt 
in den Kreiſen der Völkerbundsbürokratie Stimmung zu machen ver— 
ſucht. Der polniſche Oſtpreußen-„Spezialiſt“ und ehemalige polniſche 
Generalkonſul in Königsberg, Stokomjki, hat dieſen Gedanken 
bereits im Jahre 1925 in ſeiner Schrift „Aus dem Lande des 
Schwarzen Adlers“ vorgetragen: „Oſtpreußens Sukunft als 
ſelbſtändiges, unabhängiges politiſches Gebiet iſt denkbar, als 
ſelbſtändiges Wirtſchaftsgebiet nie. Hierin teilt es faſt völlig das 
Schickſal der Schweiz, der es auch bezüglich des Gebiets, der Be— 
völkerungszahl und zuſammenſetzung, der Lage im Grenzland mehrerer 
Sprachgebiete nahekommt. .. Nur bei völliger adminiftra- 
tiver Trennung Oſtpreußens vom Reich können 
Maſuren und die Gebiete, durch die die kürzefte Verbindung War- 
ſchau— Danzig verläuft, bei ihm (nämlich bei Deutſchland) verbleiben... 


Unſere Bemühungen müſſen jetzt dahin gehen, dieſen Fehler 
ſchleunigſt zu verbeſſern, indem wir den zentraliſtiſchen 
Cendenzen auf oſtpreußiſchem Gebiet das Kan- 


tonalſpſtem entgegenſtellen“. 

Dieſe Löſung der oſtpreußiſchen Frage wird nun auch in der er— 
wähnten Genfer Seitſchrift empfohlen und „begründet“. Zuftimmen 
muß man dem Verfaſſer darin, daß es keine Korridorfrage gibt, wenn 
die oſtpreußiſche Frage „gelöſt“ iſt, d. h. Oſtpreußen aus dem 
Neichsverbande herausgetrennt wird. Das iſt jedoch kein Grund, mit 
der Löſung dieſer beiden eng verknüpften Probleme gerade bei Oſt— 
preußen zu beginnen. Denn ebenſogut kann man ſagen, daß es keine 
oſtpreußiſche Frage mehr gibt, wenn die Korridorfrage gelöft iſt, d. h. 
wenn der Korridor ans Reich zurückkommt. Der Verfaſſer will ſich 
auf die Betrachtung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe beſchränken. Er 
macht den Verſuch, aus Äußerungen „mehr oder weniger unparteiiſcher 
Perſönlichkeiten“ aus Ostpreußen den Nachweis zu liefern, „daß der 
Gedanke eines vom Reich unabhängigen Oſtpreußen in der Luft 
liegt“. Die Beiſpiele, die er hier anzuführen weiß, ſind allerdings 
dürftig genug; und ſie find in ihrem Sinn durchweg falſch gedeutet; 
den Nednern oder Autoroen unterſchiebt der Verfafſer eine Abſicht 
und eine Tendenz, die niemals beſtanden hat. Da wird als erſte 
eine Außerung erwähnt, die der Abg. v. Pleh we Ende Dezember 1928 
im Preußiſchen Landtag im Anſchluß an eine Darlegung der Notlage 


der oſtpreußiſchen Landwirtschaft gemacht hat: „Wenn bis zum J. April 
1020 nichts geſchehen iſt, wird die Geduld Oſtpreußens zu Ende ſein. 
Es gibt noch Menſchen in Oſtpreußen, die die Seſchicke dieſer 
Provinz in ihre Hand zunehmen wiſſen. Wir wollen 
keine Polen lein; wir wollen Preußen bleiben...“ 
„Das iſt,“ jo meint der polniſche Verfaſſer, „eine Drohung, ſich vom 
Reich zu trennen.“ () — Als zweites Beispiel dafür, daß die „Bal⸗ 
tiſche Schweiz“ „in der Luft liegt“, wird eine Außerung des ehemaligen 
Verkehrsminiſters Krone angeführt, der am 25. Oktober, 
1928 in einer Verſammlung des Katholiſchen Volksvereins in Stettin 
gejagt hat, man müſſe versuchen zu verſtehen, wie die Gegenſeite, alſo. 
Polen, die durch den Korridor geſchaffene Lage beurteile; er habe einen 
Polen kennengelernt, der nicht vom Korridor, ſondern von der önſel 
zu ſprechen pflegte, die Oſtpreußen im polniſchen Volkskörper dar- 
ſtelle. — Weiter beruft ſich der Verfaſſer natürlich auf die — längſt 
eingezogene und vernichtete — Oenkſchrift des ehemaligen Königsberger 
Handelskammerſyndikus Dr. Fritz Simon, der ſich damals, bald 
nach dem Zuſammenbruch, als alles drunter und drüber ging und die 
verwegenſten Projekte auftauchten, für eine oſtpreußiſch-polniſche Soll- 
union ausgeſprochen hat. — Serner greift der Verfaſſer auf die in der 
Seit des Juſammenbruchs verfolgten Pläne zurück, einen fel bſtän- 
digen deutſchen Staat aus Oſtpreußen und anderen deut— 
ſchen Oſtgebieten zu bilden. Den Männern, die ſeinerzeit dieſes 
Projekt verfolgten, hat nichts ferner gelegen, als die Gebiete, aus 
denen der Staat gebildet werden ſollte, in irgendeiner Form an Polen 
auszuliefern; ihre Abſicht war es gerade, die durch Verſailles an Polen 
abzutretenden Gebiete durch die ſelbſtändige ſtaatliche Suſammenfaſſung 
mit Oſtpreußen für das Deutſchtum zu retten und das Reich durch die 
proviſoriſche Loslöſung der Oftgebiete von der Verantwortung 
für dieſe Nichtachtung des Verſailler Diktats zu befreien. Ein ſolcher 
Staat hätte natürlich wirtſchaftliche Beziehungen mit Polen, das er 
vom Meere trenne unterhalten müſſen. Dieſe eine Redewendung, die 
der ehemalige Ok präſident von Batocki vor dem Königsberger 
Gericht am 13. Dezember 1920 gebraucht hat, genügt dem Schreiber der 
„Revue“, um in Oſtpreußen eine Neigung für die Bildung einer „Bal- 
tiſchen Schweiz“ feſtzuſtellen. — Er beruft ſich weiter auf eine Schilde» 
rung der „Deutſchen Allg. Stg.“ vom S. November 1929, in der von 
der ſchweren Wirtſchaftsnot Oſtpreußens und von der Mutloſigkeit, 
die dort manchen zu erfaſſen drohe, die Rede iſt, und in der es heißt, die 
Lage ſei Jo ſchlimm und der Unterſchied zwischen den wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen diesſeits und jenſeits der Grenze ſpringe jo ſehr in die 
Augen, daß man ſchon die Äußerung hören könne: „Dann wär' es ja 
beſſer, wenn der Polack käme.“ — Der Schreiber der „Revue“ glaubt 
wohl ſelbſt nicht, daß dieſe gelegentliche Außerung des Mißmuts und der 
Verärgerung den Sinn haben kann, den er ihr gern beigelegt wiſſen 
möchte. Auch wenn es den Oſtpreußen noch ſo ſchlecht oder, ſagen wir's 
ruhig: noch ſo dreckig gehen mag, ſie werden heute mit derſelben 
Selbſtverſtändlichkeit zum Knüppel langen, um dem Polen die Luſt am 
Crobern zu vertreiben, mit dem fie ihn 1920 kraft ihrer Stimmzettel 
an die Luft geſetzt haben. 

Dieſe fünf erwähnten Außerungen ſind alfo die „Beweise“ des 
„Otto von Bartenſtein“ dafür, daß die „Baltiſche Schweiz“ „in der 
Luft liegt“, d. h. von den Oſtpreußen ſelber gewünſcht wird! Es lohnt 
ſich wohl nicht, ſich mit der mehr als fragwürdigen „Beweiskraft“ 
dieſer Zitate auseinanderzufetzen. Wenn hier trotzdem auf dieſen Ar- 
tikel der „Revue“ eingegangen wurde, dann deshalb, um zu zeigen, wie 
im Ausland und gerade am Sit des Völkerbundes von der pol 
niſchen Propaganda auf eine Lostrennung Oft- 
preußens vom Reiche hingearbeitet wird und mit wel- 
chen Gegenprojekten gegen die deutſche Örenzrevifions- 
bewegung Polen vor die internationale Öffentlichkeit zu treten 
wagt. Und zweitens deshalb, um darauf hinzuweiſen, welches Unheil 
unvorſichtige, aus einer ſchweren Bedrängnis und aus politiſcher 
Verärgerung heraus vielleicht verſtändliche Außerungen anrichten 
können, wenn ſie von der polniſchen Propaganda aufgenommen und zu 
ihren wecken umgedeutet werden. Eine Kritik an beſtehenden Su— 
ſtänden mag noch Jo gerechtfertigt fein, fie hat ſich, beſonders in den 
Oſtgebieten, wo die polniſche Propaganda immer auf dem Sprunge 
liegt, nationalpolitiſchen Seſichtspunkten unter 
zuordnen. Und dieſe gebieten, jolch mißverſtändliche Redensarten 
zu vermeiden, die zwar nach Berlin gerichtet ſind, aber auch im Aus- 
land gehört, dort eifrig regiſtriert und, wo ſich Gelegenheit bietet, ſo 
ausgedeutet werden, wie es im Falle des famoſen „Otto von Barten— 
ſtein“ geſchehen iſt. 

Dieſer Jchließt Jeinen Artikel in der „Revue“ mit folgenden Sätzen: 
„Die wahre Löſung des Problems Oſtpreußen ift es, dieſem feine Un- 
abhängigkeit zu geben und es Handels verträge mit 
Jeinen Nachbarn Polen, Litauen, Lettland und Sſt⸗ 
land abſchließen zu laſſen. Die Baltiſche Klauſel, die zwischen 
den baltiſchen Staaten beſteht, könnte auch auf das unabhängige Oft- 
preußen angewandt werden. Was ſeine innere Organifation betrifft, jo 
könnte der unabhängige Staat Preußen die Schweif nach- 
ahmen; die deutſche, polniſche und litauiſche Bevölkerung könnte 
jede für ſich einen autonomen Kanton bilden, in dem jede Natio- 


nalität Herrin im eigenen Hauſe wäre. Aber um zu dieſem Ergebnis, 


das dem Ideal ſehr nahekommt, zu gelangen, muß Berlin uns () von 
ae Bevormundung, die immer unzeitgemäßer („inopportune“) wird, 
befreien.“ 
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Der polniſche Spionagedienſt. 


Vor zwei Jahren begann man in Polen, nachdem die Eiſen- 
bahner bereits militäriſch organiſiert waren und jeder Dorf- 
ſchullehrer in den Grenzgebieten ſeine beſonderen Aufgaben er— 
halten hatte, den Zoll zu militariſieren. Die Sollwehr 
wurde zu einer „Srenzwehr“ von 5200 Mann (Stra 
Granicza) umgeſtaltet und dem Kriegsminiſterium unterſtellt. In die 
Grenzwehr werden nur beſonders begabte Soldaten aufgenommen, die 
nach Beendigung ihrer Militärdienſtzeit dort weiterdienen, doppelte 
Löhnung erhalten und penſionsberechtigt werden. Sie müſſen die 
deutſche Sprache in Wort und Schrift beherrſchen, 
und zwar möglichſt akzentfrei Sie werden dauernd in wöchent- 
lichen Kurſen weitergeſchult, verfügen über alle erdenklichen Hilfs- 
mittel und Waffen. Die neue Grenzwehr hat keine rein föll⸗ 
neriſchen Aufgaben mehr, ſondern ſie iſt eine Kund- 
Ichaftertruppe. Sie gliedert ſich in Grenzpoſten, Rommijlariate, 
Inſpektionen und Bejirksinſpektionen, die beſetzt ſind mit Kund- 
ſchaftern, Kundſchafter-Unteroffizierspoſten, Kundſchafter-Offiziers- 
poſten und Kundſchafterſtäben. Die Grenzwehr verſieht ihren Dienjt 
zum Teil in Zivil, oft in der Maske deutſcher Bauern 
aus dem Grenzgebiet. Die Kundſchafterſtellen haben die Aufgabe, 
aus dem deutſchen Grenzgebiet wichtige 
richten zu besorgen, ſie an die Kundſchafterſtäbe weiterzu⸗ 
leiten. Dieſe prüfen die Nachrichten auf ihre Brauchbarkeit, ſtellen 
ſie gebietweiſe juſammen und reichen fie an die berüchtigte Ab- 
teilung II des polniſchen Generalſtabes weiter. 

Wie verſieht die Grenzwehr ihren Dienſt? Offiziere wie Mann- 
ſchaften treten in den Grenzgebieten ſtets als Angehörige der 
deutſchen Minderheit in Polen auf. Sie sprechen deutſche 
Bauern und Landwirte, die in Polen Ländereien haben oder die zu 
Beſuch zu den jenjeits der Grenze wohnenden Freunden und Ver- 
wandten kommen, an, klagen, wie ſchlecht es die Deutſchen in Polen 
hätten, machen die Leute ſicher und fragen fie dann aus: Ob 
es nicht endlich gegen Polen losginge, denn ſie hätten es ſatt, ob nicht 
geheime Truppenteile in den Grenzgebieten lägen, wie es mit den 
militäriſchen Verbänden beſtellt ſei, ob es denn wenigſtens Be⸗ 
feſtigungen gäbe und wo, wie ſtark die Landjägerei und der Soll an 
der Grenze ſeien, ob die Beamten die Verhältniſſe kennen, ob denn 


wenigstens die Eiſenbahnbrücken militäriſch bewacht würden, damit ſie 


„die verfluchten Pollaken“ nicht in die Luft ſprengen, wie die 
Stimmung im deutſchen Grenzgebiet anläßlich der Grenzüberfliegungen 
durch polniſche Flieger Je, ob man bei einem polniſchen 
Einmarſch überhaupt Widerftand leiften würde. Es 
gibt der Fragen unzählige, fie lind den Kundſchaftern ſchon in Fleiſch 
und Blut übergegangen. Man geht dann ein Schnäpschen trinken, 
und bald hat der Beamte auch heraus, ob er gegen Geld von dem 
Manne oder einem anderen wichtigeres Material bekommen kann, 
etwa Ausrüſtungsſtücke der Neichswehr, an denen man 
beſonders intereſſiert zu ſein ſcheint, Gasmasken, neue Stahlhelme, 
Gewehre, Karabiner, Revolver, Munition, Handgranaten, man kann 
alles gebrauchen. Als im letzten Winter im Kreiſe Schwerin (Warthe) 
an der poſenſchen Grenze Manöver ſtattfanden, herrschte von ſeiten 
der in der Birnbaumer Gegend jenſeits der Grenze poſtierten Kund⸗ 
ſchafter große Nachfrage nach guten Manöderbildern. 
Als olle ehrliche deutſche Kapitulanten traten ſie auf, die nun ſeit 
12 Jahren kein anftändiges Militär mehr geſehen hätten und gern 
Bilder hätten von den Neichswehrmanövern. Das erinnere ſo an 
die gute alte Zeit. Sweifellos haben dieſe Beamten auch ſchon mit 
Grenzpaſſierſcheinen als Bauern deutſches Gebiet betreten und ſich 
dort entſprechend umgeſehen. Sie verfügen ſelbſtverſtändlich über 
Generalſtabskarten des ganzen deutſchen Grenzgebietes, die gibt es ſa 
zu kaufen, ihr Beſtreben iſt es nun, Abweichungen von den Karten 
zu entdecken, nicht eingezeichnete „Befeſtigungen“, „Unterjtände”, 
„Waffen- und Munitionslager“. Die Kundſchafter intereſſieren ſich 
auch ſehr dafür, welche Einwohner in den einzelnen 
Dörfern etwa polenfreundlich oder kommuniſtiſch 
geſinnt ſeien, wer dagegen die Seele des Widerſtandes ei und 
militäriſcher oder geiſtiger Sührer der deutſchen Bauern bei einem 
polniſchen Einmarſche ſein würde und wer Waffen beſitzt. Der 
Sweck? Um Aufſtände im Grenzgebiet durch Unterſtützung 
der polenfreundlichen oder kommuniſtiſchen Clemente im Salle eines 
polniſchen Vorgehens hervorzurufen, den deutſchen Widerſtand zu 
lähmen, etwa vorhandene Waffen rechtzeitig ſicherzuſtellen und die 
Führer der deutſchen Bevölkerung zu beseitigen oder feſtzuſetzen. 


Ein Beiſpiel für die Arbeit des polniſchen Kundſchafterdienſtes iſt 
der bekannte Hrenzzwiſchenfall von Neuhöfen an der 
Weichſel. Dort verſuchten bekanntlich polniſche Grenzwehroffiziere 
deutſche Grenzbeamte für ihre Swecke zu gewinnen und durch Ver- 
mittlung eines deutſchen Landwirts eine Gasmaske der Reichswehr in 
die Hände zu bekommen. Die polniſchen Offiziere wurden auf deut- 
ſchem Gebiet gefaßt, einer bei dem ſich entjpinnenden Kampfe er- 
ſchoſſen. Das Ausfragen Deutſcher, die nach Polen 
kommen, hat aber noch eine zweite Folge. Davon können die 
Bewohner des Grenzgebietes ein Liedchen ſingen. Wenn ſie ſich 
nämlich zu dem vermeintlichen Deutſchen unvorfichtig über Polen 
äußern und ſchimpfen, Jo werden ſie beim nächſten Grenzübertritt unter 


Na ch 


fadenſcheinigem Vorwande verhaftet und einige Zeit in Haft gehalten, 
bis es gelingt, ſie wieder freizubekommen. Erſt kürzlich wurden be- 
kanntlich bei Matienwerder drei Perſonen trotz gültiger Grenz⸗ 
ausweiſe feſtgenommen und verſchleppt, bei Sraujtadt wurde ein 
Schneidermeiſter vor einigen Tagen unter der Anſchuldigung der 
Spionage verhaftet und nach Liſſa gebracht. Erſt nach einer Woche 
ließ man ihn frei, und an anderen Grenzſtellen kommen ſolche Vor⸗ 
fälle in jedem Monat mehrmals vor: Die Rabe der Grenz- 
wehrl Aber auch die Angehörigen der deutſchen 
Minderheit in Polen werden beſpitzelt. Die KRund- 
ſchafter fragen deutſche Beſucher aus, wer außer ihnen, den Kund- 
ſchaftern, noch in Stage käme bei Bildung einer Sabotagegruppe 
gegen Polen bei einem Vorgehen Polens gegen Deutſchland. Ein 
höherer polniſcher Grenzwehroffizier erzählte jüngſt in einem großen 
Posener Cafe lachend, daß auf dieſe plumpe Frage ſelbſt mindeſtens 
50 v. H. der Gefragten hineinfielen. Die Deutſchen im Gebiet jen- 
ſeits der Grenze bekommen die Folgen ſolcher Antworten ſehr ſchnell 
zu ſpüren. Verhaftung wegen Spionageverdachtes iſt nicht immer an- 
gebracht. Es gibt andere Mittel, ſolche Leute wirtschaftlich zugrunde 
zu richten und ſie zumindeſt aus dem Grenzgebiet zu entfernen. Sehr 
intereſſleren ſich die Kundſchafter auch dafür, was die Ange- 


hörigen der deutſchen Minderheit in Deutſchland 


tun, ob ſie etwa an Veranſtaltungen des Stahlhelms oder anderer 
Verbände in den deutſchen Grenzorten teilnehmen oder Beziehungen 
zu dieſen Verbänden haben. Anläßlich des Breslauer Stahl. 
helmtages wurden alle in den Tagen vor der Veranſtaltung nach 
Deutschland gefahrenen und nachher nach Polen zurückkehrenden An⸗ 
gehörigen der Minderheit argwöhniſch beſpitzelt. Von den polniſchen 
Grenzſtationen Liſſa, Zduny und Nawitſch ſowie von Kattowitz fuhren 
Angehörige der Grenzwehr bzw. Vertrauensperſonen der Grenzwehr 
mit den Sügen, in denen Angehörige der deutſchen Minderheit fuhren, 
nach Deutjchland, um den Verbleib dieſer Leute feſtzuſtellen und zu er- 
mitteln, ob Angehörige der Minderheit am Stahlhelmtage teilnahmen. 
Insbeſondere intereſſierten ſie ſich für die Angehörigen der auf dem 
Stahlhelmtage aufgetretenen „Ortsgruppe Polen“ des 
Stahlhelms, über die ſich die polniſche Preffe noch heute giftet. 
Ob die polniſchen Kundſchafter Erfolge hatten, iſt bis heute allerdings 
noch nicht bekannt. 


Ein Kapitel für ſich iſt die Spitzelei der Srenzwehr auf 
Danziger Gebiet. Danzig hat eigene Sollbeamte, da aber 
Danzig und Polen ein gemeinſames Sollgebiet bilden, darf Polen ein 
polniſches Zollinjpektorat in Danzig zum Swecke der 
reibungsloſen Abwicklung des Warenverkehrs unterhalten. Seit 1930 
iſt diefes Inſpektorat hauptjächlich mit den als Militär zu wertenden 
Angehörigen der Grenzwehr beſetzt, die nicht zöllneriſche, ſondern 
Kundſchafteraufgaben auf Danziger Gebiet haben. Hier handelt es 
ſich zunächſt darum, die ſportlichen und Front kämpfer⸗ 
organifſationen auf Danziger Gebiet zu über- 
wachen, dann aber auch darum, den Angehörigen der 
deutſchen Minderheit Fallen zu ſtellen. In Polen 
koltet bekanntlich ein Paß 200 Zloty, 100 Mark, Jo daß ein ge- 
wöhnlicher Sterblicher Polen niemals verlaſſen kann. Nach Danzig 
brauchen weder Polen noch Deutſche Päſſe. Alſo treffen ſich ſehr 
oft Angehörige der deutſchen Minderheit mit ihren reichsdeutſchen 
Freunden und Verwandten in Danzig, um einige Stunden oder Lage 
gemeinfam zu verleben. Die Kundſchafter folgen von 
Dirſchau aus ihnen verdächtigen Deutſchen aus 
Polen nach Danzig und überwachen Sie, dann verjuchen 
fie, Teile der Geſpräche zu erhaſchen, insbeſondere Außerungen der 
Deutſchen aus Polen über polniſche Verhältniſſe. Sie machen dann 
nach dem Heimatorte des Betreffenden Meldung, wo man die weitere 
„Behandlung“ der Angelegenheit in die Hände nimmt. Als Treff- 
punkte ſind bei den Bauern auch die Danziger Dörfer an der pol- 
niſchen Grenze beliebt. Dort ſitzen in den Lokalen dann oft Angehörige 
der Grenzwehr in Zivil, beteiligen ſich am Geſpräch, geben Lokalrunden, 
ſchimpfen auf Polen, um die anderen herauszulocken und ſie zu un⸗ 
vorſichtigen Außerungen über Polen zu veranlajlen. Und obwohl die 
Bevölkerung oft vor dieſen Provakateuren gewarnt wird, 
fallen immer wieder gerade deutſche Landwirte aus dem Korridor⸗ 
gebiet darauf herein. Berüchtigt iſt 3. B. die Tätigkeit des Grenz- 
wehroffiziers Augultyn Czofka, der vor dem Kriege in Marien-⸗ 
werder bei der Seldartillerie diente, die Hrenzverhältniſſe genau kennt 
und nun zwifchen Dirſchau und Marienburg eine intenſive Tätigkeit 
entfaltet. Cjoſka iſt nun ſchon manchem Deutſchen zum Unglück ge⸗ 
worden. Sein letztes Heldenftük war die Beſpitzelung der 
700 -Jahr-Feier in Marienburg, zu der Hindenburg er- 
ſchienen war. Selbſtverſtändlich wollten viele Deutſche aus dem 
Korridor Hindenburg ſehen und fuhren über Danzig ohne Paß in 
den viſumfreien Zügen nach Marienburg. Szojko ſtellte feſt, wer an 
dieſem Cage nach Danzig gefahren war und viſierte dann die vilum- 
freien Züge und merkte ſich diejenigen, die nach Marienburg fuhren. 
Gegen alle diefe Perſonen ſind Ve rf a br en wegen uner laub- 
ter Srenzüberſchreitung anhängig gemacht worden, 
und es ift keine Überraſchung, wenn in dieſem oder jenem Falle die 
Anklage auch auf Spionage lautet. A. K. („Der Geſellige.“) 
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erbitten wir dringend baldigſt ſowohl von Einzelmitgliedern wie 
von Ortsgruppen. Der neue Jahrgang bietet in Wort und Bild 
wieder eine unerſchöpfliche Fülle von Mitteilungen über Land und 
Leute des ganzen Oſtens und fett die Bedeutung der Oſtfragen ins 
rechte Licht. 
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Vorausbeſtellungen auf den „Oſideulſchen heimallalender“ 1932 


In keiner oſtmärkiſchen Familie darf diefer Kalender fehlen. 
Er koſtet bei Einzelbezug trotz ſeines reichen Inhalts nur 1,20 M gu- 
züglich 40 Pf. Porto nach außerhalb. Bei Sammelb eſte l- 
lungen der Ortsgruppen werden Ermäßigungen gewährt, die 
den Ortsgruppen durch Nundſchreiben Nr. 3 mitgeteilt worden Jind. 


Neues aus Polen. 


Polen und die Ukrainer. 


Der ſeit ungefähr neun Monaten in Unterſuchungshaft gefangen 
gehaltene Führer der größten ukrainischen Partei in Polen, der jo- 
genannten ukrainiſchen nationaldemokratiſchen Vereinigung (Undo) 
Abg. Dr. Dymitr Lewie ki ift gegen Stellung einer Kaution in 
Höhe von 30000 Zloty endlich freigelaſſen worden. Es ſcheint, daß 
die polnische Regierung auf dieſe Weile verjuchen will, eine Ver- 
handlungsbaſis mit den Ukrainern zu finden, um die fie ſich bisher, 
weil ſie den Ukrainern unannehmbare „Friedensbedingungen“ vorlegte, 
vergeblich „bemüht“ hatte. Es iſt zu erwarten, daß demnächſt ein offi= 
zieller Verſuch von Seiten der Regierung erfolgt, mit den Ulerainern 
Verhandlungen anzubahnen. Bekanntlich führte der kurz vor der 
letzten Genfer Tagung gemachte Verſuch, mit den Ukrainern in Ver— 
handlungen zu treten, zu einem völligen Fiasko, was damals 
zum größten Ceil auf die von den Ükrainern als unannehmbar be— 
zeichneten Forderungen der RNegierungsvertreter zurückgeführt wurde. 
Es muß nun abgewartet werden, wie die Ukrainer auf die Freilaſſung 
ihres bedeutendſten Führers, dem während ſeiner beinahe neun— 
monatigen Haft nicht einmal der Anklageakt zugeſtellt wurde, rea— 
gieren werden und in welcher Richtung die weiteren Maßnahmen der 
Regierung verlaufen werden. Abgeordneter Lewicki wurde, wie er— 
innerlich, während der letzten Wahlen, als die Pazifizierungsaktion in 
Oſtgalizien gegen die Ukrainer in vollem Gange war und zahlreiche 
Opfer an materiellem Gut und Menſchenleben forderte, mit mehreren 
führenden Ukrainern verhaftet und ins Gefängnis geſteckt. Vor etwa 
drei Monaten mußte Lewicki krankheitshalber in das Lemberger 
Rote-Rreuz-Sanatorium übergeführt werden, wo er unter ſtrenger 
polizeilicher Bewachung bis zu ſeiner Entlafjung verblieb. Mit ihm zu— 
ſammen wurde damals auch der Generalsekretär ſeiner Partei, 
Dr. Makaruſzhi, verhaftet, der jetzt gleichzeitig mit Lewicki frei- 
gelaſſen wurde. Beide wurden bei den letzten Wahlen als Abgeordnete 
ihrer Partei gewählt und trotz wiederholter Anträge im Sejm und 
Senat nicht freigelaſſen. Von der Tatjache, daß Abgeordnete monate— 
lang in Unterſuchungshaft gehalten werden können, ohne daß ihnen ein 
Prozeß gemacht wird, wird bei dem bekannten neuen Hausordnungs— 
regime im Sejm, der übrigens vor längerer Seit auf mindeſtens ein 
halbes Jahr vertagt worden iſt, nicht viel Aufhebens gemacht. 

Der Senatspräſident Moscicki hat auf Vorſchlag der Regie- 
rung den bisherigen Vizewojewoden von Lodz, Dr. Joſef Ro- 
niecki, zum Wojewoden von Lemberg ernannt. Dieſe Er- 
nennung iſt inſofern eine Überraſchung, als der neue Wojewode 
Nozniecki bis jetzt in keiner Weiſe politiſch irgendwie 
bedeutſam hervorgetreten iſt. Nozniecki iſt im Jahre 1890 in Kie w 
geboren und hat ein Symnaſium in Oſtgalizien abſolviert. 1914 iſt 
er in die Legionen eingetreten und hat in deren Verband den 
ganzen Krieg mitgemacht. Erſt nach dem Kriege abfolvierte er die 
höhere Kriegsſchule. In der Swiſchenzelt beendete er ſeine 
juriſtiſchen Studien an der Hochſchule in Lemberg und 
promovierte dort zum Doktor der Rechte. Im Heere beſaß Dr. Noz- 
niecki den Rang eines Generalftabsmajors, 


Wilna — Lemberg oder Kattowitz —Sdingen! 

Es gibt im polniſchen Regierungslager eine Gruppe, die eine ent- 
Ihloffene Wendung der polnischen Außenpolitik nach Oſten erſtrebt. 
Ein Blatt dieſer Gruppe, die „Prawda“, hatte zum Beispiel 
einmal einen Artikel veröffentlicht, der gegen die chaubviniſtiſchen 
Clemente des „Lagers vom großen Polen“ gerichtet war und in dem es 
u. a. heißt: „... Im Weſten werden wir nichts mehr darüber hinaus 
finden, was uns das DVerjailler Diktat gegeben hat... Unjere 
Sturmabteilungen Jind im Often Lemberg und 
Wilna, das Jind die Zentren der polniſchen Ex- 
panſionsenergie, nicht aber Poſen und Kattowitz 
Wir ſehen, daß wir, ſo oft wir im Oſten ſiegten, ſtets eine Macht 
waren, wenngleich wir dies und jenes im Weſten verloren. Dagegen 
hatte jede Niederlage im Oſten einen allgemeinen Zuſammenbruch zur 
Solge... Ihr lieben Kinder des polnischen Faſchismus, laßt vor- 
läufig noch Berlin den Deutſchen und das Laufitzer 
Gebiet ebenfalls... Geht unter das Volk und weckt in ihm 
den Geiſt, erhebt dort den Geiſt des Kampfes gegen alles das, was 
die Seele des Volkes vergiftet und vergewaltigt. Kämpft gegen 
die Propaganda der Saulbeit, der Widerfetzlich⸗ 
keit, der Wühlerei, des Ungehorſams, des Rä- 
lonierens. Schwingt euch zu einem bis zum Fanatismus opfer⸗ 
willigen und bis zur Graujamkeit erhebenden Kampfe mit dem Gift 
des Bolſchewismus und Marxismus auf. Drückt euch nicht 
von dieſer Arbeit durch eine billige Propaganda eines 
Krieges mit Deutſchland. Denkt daran, daß, ſolange jene 


Aufgaben nicht erfüllt find, über uns die große Gefahr ſchwebt, daß 
wir im Notfalle nicht einmal Poſen und Kattowitz 
werden verteidigen können, ſofern hinter der Armee nicht 
ein gejundes Volk ſteht. Seht ihr nicht, daß ſich heute. im Volke 
Cojungen des Ungehorſams breitmachen? ... Mit einem derart ver⸗ 
nachläfjigten und widerſpenſtigen Volke wollt ihr Berlin erobern? 
Macht euch nicht lächerlich!“ — — Eines gefällt uns an 
dieſen ernſten Mahnungen nicht: Es gibt nur wenig Menſchen im 
heutigen Polen, die ſie ſich zu Herzen nehmen werden. 


Wojewode Lamot gegen die polniſche Geiſtlichdeit. 
In den ehemals preußiſchen Toilgebieten ſteht ein anſehnlicher 
Ceil der polnischen Bevölkerung hinter den National- 


demokraten, die noch deutſchfeindlicher als das Pilſudſkilager 


find. Su den Nationaldemokraten gehören u. a. der Kardinalprimas 
Dr. Hlond und die Mehrzahl der polniſch-katholiſchen Geiſtlichen. 
Swiſchen dem Pilſudſkilager, dem die Beamtenſchaft angehört, 
und den Nationaldemokraten iſt es in den letzten Monaten zu immer 
ſchärferen Spannungen gekommen, die ſchon zu blutigen 
Prügeleien zwiſchen den Hallerfoldaten, die auf franzöſiſcher Seite 
kämpften, und den bis 1917 auf doutſcher Seite ſtehenden Pilfudjki= 
Legionären geführt haben. Das führte Jo weit, daß ſich kürzlich, als die 
Gruppe Kulmſee der Pilſudſki-Legionäre ihre Fahne in der katholiſchen 
Kirche weihen wollte, kein katholiſcher Geiſtlicher fand, der die Weihe 
übernehmen wollte, und aus Kongreßpolen ein Geiſtlicher herbeigeholt 
werden mußte. Daraufhin hat jetzt der Woſewode La mot Wron a 
in Chorn auf der Tagung der pommerelliſchen Pilſudſki-Legionäre 
eine Ansprache gehalten, und zwar, wie er ſagt, als früherer Korporal 
der Legionärulanen, in der er ſich Jo ſcharf gegen die polniſch-katholiſche 
Geiſtlichkeit wandte, wie das bisher noch nie geſchehen if. Er ſagte 
u. a.: „Ich repräſentiere in Pommerellen das Lager des Marſchalls 
Pilſudſki, doch ich betone, daß ich, trotzdem ich ein guter Sohn der 
katholiſchen Kirche bin, wenig Achtung vor ihren Heiligen und ihren 
Dienern habe in der Befürchtung, daß dieſe mir den lieben Gott ver- 
hüllen. Ich kam nach Pommerellen mit dem ehrlichen Willen, mit der 
Geiſtlichkeit zuſammenzuarbeiten, die hier eine Seitlang die Intelligenz 
vertrat und für die polniſche Bevölkerung unter preußiſcher Zeit eine 
wertvolle Stütze war. Sch ließ mich durch die oft aufreizenden Ge— 
wohnheiten der Geiſtlichkeit nicht abſchrecken und hielt deswegen bei 
dem Biſchof von Kulm mit der Geiſtlichkeit eine Beſprechung ab, die 
jedoch ergebnislos war. Aber die Seit der Wahlen war Jo reichhaltig 
an gemeinen Seitenſprüngen der Geiſtlichen, daß das Verhältnis 
der Regierung zu dieſen Subjekten, die das geift- 
liche Sewand mißbrauchen, einer Neviſion unter 
zogen werden muß und zu ihrem größten Schaden geändert 
werden muß. Die Bevölkerung wird ſchließlich über die Köpfe ihrer 
Prieſter hinwegſchreiten.“ 


Kreis Soldau kommt zu Kongrehpolen. 


Der Kreistag des Kreiſes Soldau hatte lich mit einem Projekt 
des Wojewoden von Pommerellen zu befaſſen, das Vergrößerung des 
Kreiſes Soldau und Suteilung des Kreiſes an Kongreßpolen vorſieht. 
Der Staroſt Plackomjki begründete das damit, daß der an Polen 
gefallene Teil des Kreiſes Soldau mit der ehe- 
mals oſtpreußiſchen Kreisſtadt Soldau nicht lebens 
fähig ſei. Das habe ſich in den letzten zehn Jahren deutlich genug 
gezeigt. Es werden daher Teile der Kreiſe Strasburg 
und Löbau dem Kreiſe Soldau angegliedert, und 
zwar vom Kreise Strasburg die Stadt Lautenburg und 19 Land- 
gemeinden, vom Kreiſe Löbau ebenfalls 19 Landgemeinden, darunter 
Eichfelde und Buchenau. Der Kreistag nahm dieſes Projekt der 
Wojewodſchaft einſtimmig an. Der Staroſt teilte weiter mit, daß 
der nunmehr vergrößerte Kreis Soldau von Pom- 
merellen abgetrennt und an die bei der neuen Ver- 
waltungseinteilnng zu gründende Nordwojewodſchaft von 
Kongreßpolen angegliedert werde. Soldau wäre damit der 
einzige ehemals preußiſche Kreis, der an Kongreßpolen kommt, während 
andererſeits eine Neihe von kongreßpolniſchen 
Kreiſen an Poſen und Pommerellen kommen. Die 
Einwohner des Kreiſes Soldau find nicht ſehr beglückt 
darüber, da der kulturelle Unterſchied zwiſchen Kongreßpolen und 
dem ehemals preußiſchen Gebiet gewaltig iſt und der Kreis durch die 
Maßnahme geſchädigt wird. 


Der Ostbund hilft Dir! 


2 Willst Du ihm helfen? Dann wirb Mitglieder für ihn und Leser für 
sein „Ostland“. Dadurch förderst Du wirksam unsere gemeinsame Sache 
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Aufteilung des Kreijes Schmiegel. 


Der Miniſterrat hat beſchloſſen, den 1887 nach Aufteilung des 
Kreiſes Wollſtein entliandenen Kreis Schmiegel zum 1. Januar 
1932 aufzulöſen und ihn unter die Kreiſe Lia, Wollſtein 
und Koſten aufzuteilen. Bekanntlich ſind bereits die Kreiſe 
Rawitſch und Filehne aufgeteilt worden. 


Sieben Deutſche wegen „Wahlvergehens“ angeklagt. 


Im November 1930 wurden bekanntlich einige Deutſche aus 
Neuſtadt wegen angeblicher Wahlvergehen verhaftet und in 
das Unterſuchungsgefängnis nach Stargard gebracht. Eine Anklage- 
ſchrift war ihnen bisher nicht zugeftellt worden. Erſt jetzt, nachdem 
die Wahlen faſt vergeſſen ſind, haben ſieben Deutſche die Anklage- 
ſchrift erhalten, und zwar: J. der Geſchäftsführer des Bureaus der 
deutſchen Abgeordneten in Dirſchau, Kurt Knabe, 2. Baugewerks- 
meijter Ferdinand Caube, Neuſtadt, 3. Lehrer a. D. Arthur Ta- 
tulinſk i, Linde, Kreis Karthaus, 4. Friſeurmeiſter Rudolf Schie- 
mann, Neuſtadt, 5. Kaufmann Johann Suchecki, Neuſtadt, 
6. Landwirt Alfons Tatulin] ki, Linde, Kreis Karthaus, 7. Land- 
bunddirektor Suftav Bamberger, Neuſtadt. Den ſechs erſten An- 
geklagten wird vorgeworfen, daß ſie Wahlberechtigten „wirtſchaftliche 
Vorteile“ gewährt haben, um ſie dadurch zu beeinflujlen, für die 
deutſche Liſte zu ſtimmen. Herrn Bamberger wird vorgeworfen, daß 
er eine „schwarze Liſte“ derjenigen Mitglieder geführt habe, die aus 
dem Landbund ausgetreten waren, und daß er ſie durch Drohungen 
neroulaßf, .hobe, ninder. in. dev. Pouhbund.rnmytnetenu. Dr MD bd 
vor dem Bezirksgericht in Neuſtadt ſtattfinden. Der 
Staatsanwalt hat lange Seit für die Ausarbeitung der Anklageſchrift 
gebraucht. Die Verhaftungen, denen eingehende Hausſuchungen vor— 
angegangen waren, fanden ſchon am 5. November 1930 ſtatt. Der 
Neuſtädter Prozeß wird, davon ſind wir überzeugt, Jicher den Beweis 
erbringen, daß die Deutſchen bei der Wahl propaganda 
durch aus legal vorgegangen ſind. Der Prozeß wird 
wahrſcheinlich erſt im Herbſt ſtattfinden. Die Verhaftungen der jetzt 
unter Anklage geſtellten Deutſchen iſt bereits vor längerer Zeit vor 
en Völkerbundsrat in Senf anhängig gemacht 
worden. 


Heimunterricht in deutscher Sprache nicht ſtrafbar. 

Der Wanderlehrer STdmund Müller-Krotoſchin und deſſen 
Gohilfin, Fräulein Helene Sendricke- Hellefeld, waren angeklagt, 
ohne entſprechende Genehmigung Kindern ſchul— 
pflichtigen Alters Heimunterreicht in deutſcher 
Sprache erteilt zu haben. Zu Beginn der Gerichtsverhandlung 
in Krotoſchin ergriff der Verteidiger der Angeklagten, Rechtsanwalt 
Grzegorzewſki⸗- Polen das Wort. Er beantragte für die An- 
geklagten ſofortigen Freiſpruch, da das Strafgeſetzbuch für oben ge— 
ſchilderte Vergehen keine Strafe vorſieht. Dem Antrage des Ver— 
teidigers gab das Gericht nach längerer Beratung ſtatt und per ach 
die Angeklagten frei. Gegen dieſen Steilpruch legte die 
Staatsanwaltſchaft Berufung ein. 


„Nächſtenliebe.“ 


. In einer Poſener Zeitung, dem „Nowy Kurjer“, ſchrieb ein katho- 
liſcher Geistlicher namens Ezekomjki einen Artikel, den man als 
charakteriſtiſch für die „nächſtliebende“ Haltung des polniſchen Klerus 
gegenüber den Deutschen anſprechen kann. Darin heißt es u.a: 

„Der deutſche Hochmut, der in ſeinem Weſen höchſte 
Dummheit it, in jeinem Keim den Auin trägt und dem Untergange 


vorausgeht, iſt eine dauernde Kriegsgefahr für die Welt. 
Er nährt den Neid, den Haß, die Habgier und den unge- 
funden Ehrgeiz im Volke; er lenkt die Energie und die ganze 
Organiſation der geiſtigen und materiellen Kräfte auf die Ver- 
geltung und den Raub von Gütern der benachbarten Völker 
hin, namentlich des Jlamwifchen polniſchen Volkes, das ſeit Jahrhunderten 
ſich gegen die germaniſche Gewalt und Übermacht wehrt. 

Beſonders ſeit der Zeit der Reformation, als der deutſche 
Abfall von der katholiſchen Kirche im ̃önchsgewand den Reit 
der ritterlichen Cugend und Demut abſtreifte und ſich 
aufs neue mit voller Heuchelei und ſataniſcher Hoff- 
art ausrüjtete, beginnt ein wahrer Nevolutionskrieg im Denken der 
Europäer, in den Staatsformen und den Anfichten über das Eigentum. 
Morde, Raubüberfälle, Ausbeutung, Bedrückung, 
Kriege, Sekten, diplomatiſche Lüge, Hinterhalt, 
Rüſt ungen, Nänke, räuberiſche Pläne, Überfälle, 
die Ceilungen Polens uſw., kurzum der preußische, ruſſiſche und 
engliſche Imperialismus. Die Reaktion war der Napoleonismus ... 
das Finale der Weltkrieg und die Auferſtehung Polens aus dem 
Kataklismus anderer Nationalſtaaten; denn jo wollte es Gott, 
den die bedrückte Menschheit mit Blut und Tränen und der ganzen An— 
ſpannung ihres freien Willens um Freiheit anflehte. 

Man muß ſich nur wundern über ihre (d. h. der deutſchen) Ver- 

blend ung — und Mitleid haben für das von Hochmut, neuer 
Habgier und durch nichts begründeten Haß erfaßte 
Volk, eigentlich für ſeine Führer, die nicht Gottes Geiſt, Jondern der 
“Ddtanınrem eigenen uno emem neuen Weroerben oer“ Gbiger ent 
gegenführt. Angeſichts der Gefahr der bolſchewiſtiſchen Gottloſigkeit, 
die die Deutſchen mehr bedroht, kann ſich dieſe Vergeltung, beſſer ge— 
ſagt die preußiſche Vorbereitung auf einen Überfall und den Raub 
polniſcher Beſitztünier, ſchrecklich an ihnen rächen... Ihr Ge- 
ſchäftsleute des Blutes! Dieſes Blut hat den anderen Be— 
drückten die Freiheit und der Welt die Erlöſung gebracht, dieſen 
Hochmütigen und Verblendeten aber ſtaatlichen Niedergang... Die 
Deutſchen werden ſolange für Europa und die Welt 
ein Unglück fein, bis fie nicht, wie auch die Juden, wirklich zu 
Gott und der katholischen Kirche umkehren.“ 


Das deutſche Kapital in Oſtoberſchleſien. 

Der regierungsfreundliche „Illuſtr. Kurj. Codz. ſchreibt: Ein liber- 
greifen der deulſchen Kriſe nach Polen ſei nicht zu befürchten, da der 
langjährige deutſch-polniſche Sollkrieg zur Lockerung der finanziellen 
Wechſelbefiehungen zwiſchen den beiden Ländern und zu einer weit— 
gehenden Verſelbſtändigung der polniſchen Wirtſchaft geführt habe. 
Engere Beziehungen zwiſchen der deutſchen und 
der polniſchen Bankwelt gebe es allerdings in Oſto ber- 
ſchleſien, wo die deutſchen D-Banken Filialen unterhalten. Das 
Blatt weiß ju berichten, daß die Regierung zwar keine un- 
mittelbare Hilfeleiſtung an die von der Danat 
finanzierten oſtoberſchleſiſchen Unternehmungen 
plane, daß aber das polniſche Sinanzminiſterium bereit wäre, dieſen 
Unternehmungen die Erjetkung der deutſchen Kredite 
durch franzöſiſche und belgiſche Kredite ju er- 
leichtern. (0 Es iſt alſo wohl damit zu rechnen, daß das deutſche 
Kapital noch mehr, als es bisher ſchon der Fall iſt, aus Oſtoberſchleſien 
hinausgedrängt wird. Frankreich wird ſich dieſe günſtige Ge— 
legenheit, in Polen finanziell noch mehr an Boden zu gewinnen, um 
die polniſche Wirtſchaft im antideutſchen Sinne leiten zu können, nicht 
entgehen laſſen. Die Sinanzkriſe kann ſich alſo auch hier zum Schaden 
der deutſchen Wirtſchaftsgeltung im Auslande auswirken. ö 


Memel — Hauptſtadt Litauens? 


Die Litauer lind mit ihrer Hauptſtadt Kowno (itauiſch: Kaunas; 
ordensdeutſch: Kauen) nicht zufrieden. Laut Verfaſſung iſt Kowno 
nur die proviſoriſche und das heute zu Polen gehörende 
Wilna die rechtmäßige Hauptſtadt Litauens. Komno iſt 
mit rund 100 ooo Einwohnern die einzige größere Stadt des litauischen 
Sprachgebietes; zugleich auch die einzige Großftadt überhaupt, die man, 
von einer ſtarken jüdiſchen, einer ſchwächeren polniſchen und deutſchen 
Minderheit abgeſehen, als ethnographiſch litauiſch bezeichnen 
kann. In Wilna polnisch: Wilno; ordensdeutſch: Willen) iſt das 


litauiſche Element nur ſehr ſchwach vertreten; es macht dort noch 


nicht einmal eins v. H. der Geſamtbevölkerung aus; trotzdem 
wird diefe Stadt aus hiſtoriſchen Gründen als die eigentliche Haupt- 
ſtadt Litauens angeſehen. In letzter Seit wird in der litauiſchen 
Preſſe wieder einmal ein anderes Hauptſtadt-Projekt erörtert: den 
Sitz der litauiſchen Regierung von Kowno nach 
Memel zu verlegen, alſo eine rein deutſche Stadt, in der das 
Litauertum nur eine ſehr untergeordnete Rolle ſpielt, zur Hauptjtadt 
des litauiſchen Staates zu machen. Eine Verwirklichung diefes aus 
völkiſchen Gründen abſurden Gedankens würde eine ſtarke Betonung 
der litauiſchen Oftjeeintereffen und eine Abwendung von den binnen- 
ländiſchen, auf das Wilnagebiet gerichteten Intereſſen, alſo eine nicht 
mißzuverſtehende Kampfauſage gegen Deutſchland und zugleich eine 
Sriedensgeſte gegenüber Polen bedeuten. Die Zukunft 
Litauens beruht auf einer Seftigung feiner 
Stellung im Binnenland und auf der friedlichen 


Sujammenarbeit mit Deutſchland. Dieſe Suſammen- 
arbeit hat aber zur unerläßlichen Vorausſetzung, daß Litauen ſich 
jeder aggreſſiven Maßnahme gegen das deutſche Memelland enthält. 
Vor kurzem brachten die führenden Köngsberger Blätter, die „Oit- 
preußiſche Zeitung“, die „Königsberger Allg. Stg.“ und die „Königs- 
berger Hartungſche Zeitung“ die alarmierende Nachricht von einem be- 
vorſtehenden litauiſchen Hewaltſtreich gegen das Memel⸗ 
land. Die litauiſche Regierung hat daraufhin dieſe Zeitungen für 
die Dauer eines Jahres in Litauen verboten, wogegen das deutjche 
Auswärtige Amt Protejt eingelegt hat. Kowno hat aber nicht die 
aus zuverläffiger Quelle ſtammende Nachricht widerlegen können. 
Durch die Propagierung des Planes, Memel zur Hauptſtadt Litauens 
zu „erheben“, beſtätigt die litauiſche Preſſe nun ihrerſeits die Wahr- 
heit dieſer Nachricht eines geplanten Gewaltſtreiches. Denn es iſt 
klar, daß Memel nur dann litauiſcher Negierungsfitz 
werden könnte, wenn feine international garantierte 
Autonomie aufgehoben wird, über die ſich Litauen nicht, 
ohne ſeinen Verpflichtungen gegenüber dem Völkerbund Gewalt an- 
zutun, hinwegſehen kann. Die öffentliche Meinung in dem kleinen 
Staate iſt ftark von Stimmungen abhängig und leicht in einem be⸗ 
ſtimmten Sinne zu beeinfluſſen. Es Jollte daher einer der wirklichen 
Intereſſen ihres Staates und Volkes bewußten litauiſchen Regierung 
nicht ſchwerfallen, dieſen von Polen und Srankreich begünſtigten 
Umtrieben, die das für Litauen lebenswichtige freundſchaftliche Einver- 
nehmen mit Deutſchland immer wieder gefährden, ein Ende zu machen. 


eee. 
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Nolverordnung über Gebühren für Auslandsreiſen. 


Erlaß dieſer Gebühren für Reifen in die abgetretenen Gebiete. 


In Verfolg der ſehr berechtigten Bemühungen der Reichsregierung, 
die Verſchiebung von Kapital in das Ausland zu verhüten und un— 
nötigen Neiſen in das Ausland vorzubeugen, iſt durch Notverordnung 
vom 18. Juli 1931 (Neichsgeſetzblatt I Seite 376) angeordnet worden, 
daß bei Neiſen in das Ausland an die Paßbehörde eine Gebühr von 
100 RM. in jedem Falle zu entrichten iſt. 

Dieſe Notverordnung, die Ausnahmen nicht enthielt, hat natur— 
gemäß beſonders große Beunruhigung auch unter den Deutſchen 
diesſeits und jenſeits der Oſtgrenze hervorgerufen. Die 
aus den abgetretenen Gebieten ausgewieſenen Optanten und 
jonjtigen verdrängten Deutſchen, die im Reich leben, haben 
aus familiären und wirtſchaftlichen Gründen natürlich ein großes 
Intereſſe daran, daß ihnen Beſuche in der alten Heimat nicht 
unmöglich gemacht werden. Da ſie aber durch ihre Verdrängung ihr 
Vermögen zum großen Teil verloren haben, vielfach ſogar gänzlich ver- 
armt ſind, Jo fällt es ihnen ſchon ſchwer, die Koſten einer ſolchen Neiſe 
aufzubringen, namentlich, wenn ihr neuer Wohnort weitab von der 
alten Heimat liegt, wie es ja vielfach der Fall iſt. Daneben noch 
IVO RM. für jede Neiſe an Gebühren aufzubringen, iſt für die meiſten 
aus den abgetretenen Gebieten Vertriebenen eine glatte Unmöglichkeit. 
Wieviel neues Herzeleid es zur Folge haben müßte, wenn ſo die bisher 
vorhandene Möglichkeit, daß Verdrängte ihre Eltern und ſonſtigen 
Verwondten im abgetretenen Gebiet beſuchen konnten, beſeitigt worden 
wäre, braucht kaum näher dargelegt zu werden. Kinder hätten dann 
kranke Eltern drüben vielfach nicht mehr beſuchen, ja auch zum Be— 
gräbnis liebſter Angehöriger nicht mehr fahren können. Dringende 
Reifen zur Regelung wirtſchaftlicher Angelegenheiten hätten unter- 
bleiben müſſen; Kinder, die bisher ihre Serien bei ihren Großeltern 
oder ſonſtigen Verwandten drüben verbrachten, hätten nicht mehr 
hinüberfahren können. Dabei ift beſonders zu berückſichtigen, daß die 
großen Schulferien im Weſten erſt am 20. Juli beginnen, daß viele 
Verdrängte im Weſten ſchon die Fahrkarten beſtellt haben, um nach 
Beginn der weſtdeutſchen Ferien mit ihren Kindern in die alte Heimat 
zu fahren und daß ſie nun nicht in der Lage geweſen wären, die Fahrt 
anzutreten. 

Auch für die in den abgetretenen Oſtgebieten ver⸗ 
bliebenen Deutſchen würde es eine große Härte ſein und in 
vielen Fällen wirtſchaftliche Gefahren und Schäden verurſachen, wenn 
die Beſuchsreiſen in Deutſchland lebender Verwandter praktiſch mehr 
oder minder unmöglich gemacht würden. Das Drübenbleiben würde 
der Fal . noch ſehr viel ſchwerer gemacht, als dies ohnehin ſchon 

er Fall iſt. 

Mit Nückſicht auf dieſe Sachlage find wir mit größtem Nachdruck 
bei der RNeichsreglerung dafür eingetreten, daß in 
den Ausführungsbeſtimmungen zu der erwähnten Notverordnung die 
Möglichkeit geſchaffen werde, bei Neiſen von Reichsdeutſchen in die 
abgetretenen Ostgebiete die Gebühr von loo N. für Aus- 
landsreiſen zuerlaſſen. Innerhalb der Reichs- und Staats- 
regierung beſtand von vornherein volles Verſtändnis für die Not- 
wendigkeit gerade ſolcher Ausnahmebeſtimmungen, aber es ergaben ſich 
naturgemäß auch Widerſtände dagegen. Tagelang wurden Ausgleichs- 
verhandlungen darüber geführt. Inzwiſchen war unſere Bundesleitung 
bemüht, bei den zuständigen Stellen für möglichſt weitgehende Berück⸗ 
ſichtigung von Ausnahmen für Reiſen in die abgetretenen Caile 
Poſens, Oſt- und Weſtpreußens, Oberſchleſiens und in den Steijtaat 
Danzig zu erwirken. In Verfolg dieſer Bemühungen richtete die 
Bundesleitung folgendes Telegramm an die Reichsregierung: 


„Reichskanzler 
Berlin. 


Bezüglich der an ſich von uns dankbar begrüßten Notverordnung 
über Gebühren bei Auslandsreiſen bitten wir dringend, in den Aus— 


für Reiſen in das abgetretene Gebiet vorgeſehen. $ 3 beſtimmt nämlich, 
daß die Gebühr u. a. nicht erhoben wird beim überſchreiten der Grenze 
im kleinen Grenzverkehbr und im Grenzverkehr 
gemäß dem deutſch-polniſchen Abkommen über 
Oberſchleſien vom 11. Juni 1922, ferner zum Swecke 
der Auswanderung und der Arbeitsaufnahme oder 
zur Erfüllung eines Dienft- oder Werkvertrages 


im Ausland; ebenſo ($3 Ziffer 9) „bei Neijen nach den ab- 


getrennten Gebieten zum Beſuch von Angehörigen in drin- 
genden Fällen, namentlich bei Krankheits- und Todes- 
fällen“; endlich auch (83 Siffer 5) „bei Transporten von 
erholungsbedürftigen Kindern unter 15 Jahren, ſoweit 
es ſich um Sammeltransporte handelt; in dieſem Falle wird die Ge- 
bühr von dem Begleitperſonal des Sammeltransportes nicht erhoben.“ 
Zu den abgetretenen Gebieten gehört auch der Steiftaat Danzig. 

Es iſt zu beachten, daß dieſe Ausnahmen nach dem Wortlaut obiger 
Veſtimmung gelten für alle. Neiſen nach den abgetretenen Gebieten 
„in dringenden Fällen“, nicht etwa nur bei Krankheits- und Todesfällen. 

$4 beſtimmt, daß das Vorliegen der Vorausſetzungen für die Be- 
freiung von der Gebühr gemäß $3 glaubhaft gemacht werden muß. 
Das ijt zwar eine gewiſſe Erſchwernis. Dieſe lag ja aber ſchon für die 
Erlangung des polniſchen Einreiſeviſums auch bisher vor und ließ ſich 
in den meiſten Fällen überwinden und wird ſich auch hier überwinden 
laffen. Zu begrüßen iſt es, daß nach $8 der Durchführungsbeſtim- 
mungen Beſchwerdengegen die Entſcheidung der Paß⸗ 
behörde oder Paßnachſchaubehörde beim Präfidenten des zujtändigen 
Landesfinanzamtes — der endgültig entſcheidet — zuläſſig ſind. Für 
Reifen mit der Bahn durch den Weichſel- Korridor und mit 
Schiffen und mit Oſtſeedampfern, die zwiſchen Deutſchland 
und dem oſtpreußiſchen Gebiet jenſeits des Korridors ver- 
kehren, ſind noch die Beſtimmungen der Durchführungsverordnung unter 
$3 Ziffer 6 von Wichtigkeit: „I 3, Ziff. 6: auf Neiſen mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln, die zwar über ausländiſches Gebiet führen, 
aber in Deutjchland beginnen und enden, ſofern ſich der einzelne Aufent- 
halt im Ausland außerhalb des benutzten Verkehrsmittels nicht über 
12 Stunden erſtreckt. — Das gleiche gilt auch für Seereiſen, ſofern 
der Schiffsgaſt an der ganzen Fahrt teilnimmt und, von geringen Aus— 
nahmen abgeſehen, auf dem Schiff übernachtet.“ ® a 

Ferner iſt die Befreiung von der Gebühr für Heſchäftsreiſen 
vorgeſehen im $3 Ziffer 7. Dieſe Beſtimmung lautet: „$3, Ziff. 7: 
von ſelbſtändigen Sewerbetreibenden und deren Angeſtellten, ſofern die 
zuſtändige Polizeibehörde nach Anhörung der Handelskammer be— 
ſcheinigt, daß es ſich um eine aus geſchäftlichen Gründen notwendige 
Neiſe handelt.“ 

Die zuständige Paßbehörde muß nach Prüfung der Vorausſetzungen 
gemäß $5 in den Paß den Vermerk einſetzen: „Von der Entrichtung 
der Ausreiſegebühren befreit.“ 

Als Paß gelten auch die für den Grenzübertritt zugelaſſenen Paß 
erſatz papiere. A 

Gegen einen Suſchlag von 50 v. H. kann die Gebühr ſtatt an die 
Paßbehörde auch an die Grenzübergangsſtelle, an die 
Paßnachſchaubehörde entrichtet werden. In dieſem Salle muß im Paß 
vermerkt werden: „150 AM. Ausreiſegebühr entrichtet.“ 

Nach $9 der Durchführungsbeſtimmungen „wird die Gebühr nicht 
erhoben für Reiſen, die vor Beginn des 22. Juli 193) angetreten Jind, 
ſofern die Grenze bis zum Ablauf des 22. Juli 1931 überſchritten wird.“ 

Den Wortlaut der Ausführungsbeſtimmungen teilen wir unſern 
Ortsgruppen durch Nundſchreiben Nr. 4 mit. 

* 


Wir begrüßen die Möglichkeit, die Paßgebühren für Neiſen in das 


führungsbeſtimmungen den Erlaß dieſer Gebühr vorzuſehen für RNeiſen 
zum Beſuch Angehöriger in den abgetretenen Oftgebieten und im Frei— 
ſtaat Danzig und zu notwendigen Beſprechungen familiärer und wirt— 
ſchaftlicher Angelegenheiten im Weich lebender Deutſcher mit Deutjchen 
im abgetretenen Gebiet. Die Notverordnung hat in intereſſierten 
Kreiſen diesſeits und jenſeits der Oſtgrenze große Aufregung hervor— 
gerufen. Die Verbindung zwilchen. Optanten und Verdrängten mit 
Angehörigen im abgetretenen Gebiet würde faſt durchweg unmöglich, 
da Gebühren nicht tragbar. Dadurch wäre das weitere Ver⸗ 
bleiben deutſcher Familien im abgetretenen Gebiet 
gefährdet; ſelbſt Kinder können Eltern auch bei tödlichen Er- 
kronkungen nicht beſuchen und nicht zu Begräbniſſen fahren. Im 
Welten, wo Schulferien erſt am 29. Juli beginnen, haben viele Familien 
mit Kindern Karten zu Sonderzügen beſtellt, um in die alte Heimat 
zu fahren. Sie können zu den ſonſtigen Unkoften die oo AM. Gebühr 
je Paß nicht aufbringen. Im Inkereſſe der verdrängten Oſtdeutſchen, 
aber auch im dringenden Intereſſe des Deutſchtums in Polen iſt der 
Eiebührenerlaß unbedingt notwendig. Kapitalverſchiebungen ſind in 
ſolchen Fällen nicht anzunehmen. Das Bundes- Präſidium: 
Sinſchel Schmid“ 
An die hauptſächlich beteiligten Neichsminiſterien ſowie an das 
Preußiſche Staatsminiſterium und das Preußiſche Innen-WMiniſterium 
wandten wir uns mit Erſuchen im gleichen Sinne. 
Su unſerer Freude ſind in den „Durchführungsbeſtimmungen zur 
Verordnung über die Paßgebühren“ vom 21. Juli 1031 Ausnahmen 


abgetretene Gebiet in dringenden Fallen zu erlajjen, mit großer“ e- 
nugtuung. Es wäre nicht zu verſtehen geweſen, wenn dieſe Ausnahme- 
beſtimmungen nicht getroffen worden wären. Wir hoffen und wünſchen, 
daß die Paßbehörden dieſe Ausnahmebeſtimmungen jo weitherzig wie 
möglich auslegen, denn über dem finanziellen ſteht hier zweifellos das 
national-politiſche öntereſſe. . 

Eine große Härte ſtellt die Notverordnung nach wie vor für das 
Deutſchtum in Öfterreih, in Südtirol und im ſon⸗ 
ftigen Ausland dar, da die Reifen von Neichsdeutſchen in dieſe 
Gebiete durch die Belaſtung mit 1do AM. je Paß naturgemäß ſehr 
erſchwert werden. Wir hoffen ja, daß es möglich ſein wird, die ganze 
Notverordnung ſehr bald wieder aufzuheben. Sollte das 
aber nicht der Fall ſein, ſo wird ernſtlich darauf Bedacht genommen 
werden, ſchleunigſt Ausnahmen auch zugunſten der Reifen in dieſe 
Gebiete zu treffen. In dieſem Sinne hat ſich der Vorſtand des Deut- 
ſchen Schutzbundes nach eingehenden Beratungen, an denen auch 
der Deutſche Oſtbund und der Verein für das Deutſch.⸗ 
tum im Ausland beteiligt waren, mit dringenden Erſuchen an die 
Reichsregierung gewandt. 


müſſen Neubeſtellungen auf unſer „Oſtland“ für 


Unver⸗ Auguſt / September aufgegeben werden. — Bei 
ee ſpäter erfolgenden Beſtellungen iſt eine Sonder⸗ 
züglich gebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspr. für 


Aug. / Sept. beträgt 1.— M. (ohne Zuſtellungsgeb.) 
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— Bundesnachrichten. — 


Wiederaufnahme der Dienjtgefchäfte. 

Von der erjten ſchweren Erkrankung meines Lebens wiederher— 
geſtellt, habe ich die Dienſtgeſchäfte wieder aufgenommen. Es ijt mir 
ein aufrichtiges und herzliches Bedürfnis, für die überwältigende Fülle 
von Beweiſen der Teilnahme, die mir während meiner Krankheit von 
der Bundesverſammlung, von Landesverbänden, Ortsgruppen und 
Einzelmitgliedern ſowie von anderen Organisationen und Perſonen 
zugegangen ſind, meinen innigſten Dank auszusprechen. Ich bitte, mir 
zu geſtatten, es auf dieſem Wege zu tun, da es mir unmöglich ift, für 
alle dieſe Beweiſe herzlicher Sympathie und feſten Vertrauens einzeln 
zu danken. Glückauf zu weiterer gemeinsamer, erfolgreicher Arbeit für 
unſere heilige oſtmärkiſche Sachel Ginſchel. 


Nundſchreiben Nr. 3 


iſt am 20. d. M. an die Landesverbände zur Verteilung an die Orts— 
gruppen ausgegeben worden. Es enthält eine ſehr wichtige Mitteilung 
über die Bemühungen der Bundesleitung des Oſtbundes und der Ar— 
beitsgemeinſchaft der Geſchädigtenverbände gegen die Verſchlechterung 
der Kurſe der Schuldbucheintragungen mit dem Wort- 
laut eines Beſcheides des Reichsfinanzminiſters ſowie Forderungen, 
die aus den Kreiſen der Geſchädigten in diefer Beziehung erhoben 
worden find. Serner bringt es eine ebenſo wichtige Stellungnahme 
der Bundesleitung zu der Frage der Entſchädigung für ein- 
behaltene Abwandererſteuer ſowie eine Eingabe der 
Bundesleitung an das Preußische Innenminiſterium zur Wahrnehmung 
der Intereſſen verdrängter Gaſtwirte ſowie weitere 
fünf bemerkenswerte Mitteilungen. Wir machen auf den wichtigen 
Inhalt dieſes Nundſchreibens ganz beſonders aufmerkſam. An Einzel 
perjonen werden dieſe Rundschreiben nicht abgegeben, ihr Inhalt wird 
vielmehr den Mitgliedern in den Ortsgruppenver— 
Jammlungen bekanntgegeben. Nur diejenigen Orts— 
gruppen, die mit ihren Beiträgen nicht über Gebühr im Nückjtande 
ſind, erhalten die Nundſchreiben. In dieſer Hinſicht wird künftig noch 
ſtrenger als bisher verfahren werden. Wir bitten daher alle mit Bei— 
trägen rückſtändigen Ortsgruppen und Landesverbänden um ſchleunige 
Abrechnung, damit die weiteren wichtigen Rundſchreiben, die 
für ſie ganz unentbehrlich ſind, ihnen nicht vorenthalten werden müſſen. 


Nundſchreiben Nr. 4 


ging am 23. Juli den Ortsgruppen über die Landesverbände zu. Wir 
teilen darin den Ortsgruppen den Wortlaut I. der Not- 
verordnung über die I00-M-Gebühr für Auslandsreisen, 2. die 
Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Notverordnung 
mit, um die Ortsgruppen in den Stand zu ſetzen, ihre Mitglieder in 
vorkommenden Sällen in dieſer Angelegenheit genau beraten zu 
können. — Außerdem enthält das Rundſchreiben eine Eingabe der 
Bundesleitung an Herrn Neichsfinanzminiſter Dr. Dietrich mit der 
erneuten Bitte um weitere Maßnahmen gegen Kursverluſte der 
Schuldbucheintragungen, die für die Geſchädigten untrag— 
bar ſind. 
„Haus Oſtland“ im Spreewald. 

Auch in dieſem Jahre erfreut ſich unjer Ferienerholungsheim „Haus 
Oſtland“ im Spreewald (Vetſchau) wieder einer ſtattlichen Anzahl von 
Beſuchern, die dort in der ſchönen Umgebung bei Angeln, Schwimmen 
und Wandern für den kommenden Winter ihre Geſfundheit ſtärken 
wollen. Seit den letzten Lagen geht es im Haufe „Oſtland“ be= 
ſonders munter zu, denn 43 erholungsbedürftige Kinder, zum größten 
Teil aus Oberſchleſien, Jind eingetroffen, die ſich unter der Jachver- 
ſländigen Leitung und der liebevollen Pflege von Frl. Hüter ſehr 
wohl fühlen. 

Wir hoffen, daß ſowohl unſere Privatgäſte als auch die Kinder- 
en 1 an die ſonnigen Tage im Haus „Oſtland“ zurückdenken 
werden 


Aus der Bundesarbeit, 


0 Landesverband Berlin- Brandenburg. 


Die Ortsgruppe Erkner unternahm am 12. Juli eine Dampferfahrt 
mit einem Nobiling-Dampfer vom Reſtaurant Knooſt in Woltersdorf 
nach Berlin. Weil Dampfer, die, gegen Mittag von Berlin kommend, 
leer von Woltersdorf nach Berlin zurückfahren, hatte ſich der größte 
Teil der Mitglieder, deren Samilienangehörige und Gäſte zu der Fahrt 
eingefunden. Da weitere Fahrgäſte nicht an Bord waren, bildete 
diefe herrliche Fahrt ein richtiges Samilienfeft. Man konnte ſich auf 
dem Dampfer frei bewegen, und es bot die wunderbare Fahrt den Ceil— 


nehmern, beſonders denen, welche die Waſſerſtraße noch nicht kannten, 


etwas außergewöhnlich Intereſſantes. Der Fahrpreis war ſehr gering, 
die Kinder fuhren ganz frei. Der Vorſitzende, Strommeiſter i. N. 
Sorftmann, ein Kenner der Waſſerſtraßen, erklärte den Teil- 
nehmern die Umgegend und die Sehenswürdigkeiten. Auch begrüßte er 
alle an der Fahrt Beteiligten auf das herzlichſte, gab bekannt, daß die 
Ortsgruppe in den Beſitz von drei ſehr wertvollen Sahnen gelangt ſei, 
Fahnen aus dem Befreiungskriege ſowie aus den Kriegen 1864, 1866 
und 1870/71, die eine ganz beſondere hiſtoriſche Bedeutung haben. 
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Die offizielle Übergabe wird am 18. Oktober d. J. erfolgen. In Berlin 
angekommen, ſtärkte man ſich während eines kurzen Aufenthaltes, 
dann traten einige Teilnehmer die Wanderung durch Verlin an, ein 
anderer Teil fuhr mit der Bahn und ein dritter Teil mit dem Dampfer 
nach Woltersdorf zurück. Auch die als Gäſte an der Fahrt Be— 
teiligten hatten ſich ſo wohl unter den Oſtmärkern gefühlt, daß von 
ihnen zwei als neue Mitglieder aufgenommen werden Konnten. 


Landesverband Wefftfalen. 


Ortsgruppe Lünen. Der Bericht der Ortsgruppe war in Nr. 26 
verſehentlich unter den Landesverband Sachſen- Anhalt geraten. 
Außerdem muß es in dieſem Bericht ſtatt Konrektor Melchowſki 
Mako wſki heißen. 


Landesverband Rheinland- Weſtfalen. 

Ortsgruppe Weſel. Der Landesverband veranſtaltete anläßlich der 
Seier des jojährigen Beſtehens der Ortsgruppe Weſel eine große 
Kundgebung in Weſel, die mit einer Vertretertagung verbunden war. 
Der Vertretertag nahm den Bericht über die Bundestagung entgegen 
und behandelte im weſentlichen Organiſationsfragen interner Art. Dem 
Landesverbandsvorſitzenden Sieg wurde die ſilberne Ehrennadel des 
Verbandes überreicht. Ein Rundgang führte die Gäſte durch Weſel. 
Nach einem ſtattlichen Umzug durch die alten Straßen der Stadt ver- 
Jammelten ſich die Teilnehmer im Theaterjaal, wo nach einem Muſik— 
vortrag und eindrucksvoll geſprochenen Worten von Frau Drafj 
der Ortsgruppenvorſitzende Krüger die Gäſte begrüßte, in- 
ſonderheit den erſten Beigeordneten der Stadt Weſel, Herrn 
Beigeordneten Kochs, ſowie Herrn Beigeordneten Engelbert, 
ferner den Direktor der ſtädtiſchen Handelsſchule, Mauſolf, 
den Vorſitzenden des Verbandes heimattreuer Verbände Eſſen, Herrn 
Günther, die Vertreter der Kirchenbehörden, Herrn Major 


Hühne, Herrn Dr. Müller, den Evangelifchen ſowie den Katho— 


liſchen Arbeiterverein, die freiwillige Sanitätskolonne, die freiwillige 
Seuerwehr, den Verein ehemaliger Kriegsgefangener, die Kuffhäuſer— 
ortsgruppe der KB.- und KH.-Bewegung ſowie den Landesverbands- 
vorſitzenden, Lehrer Sieg, und zahlreiche Brudervereine, die mit ihren 
Fahnen erſchienen waren und auf der Bühne Aufſtellung genommen 
hatten. Der Stadtverwaltung, beſonders dem Stadtverkehrsamt, 
ſagte der Redner für ihre Unterſtützung herzlichen Dank. Er gedachte 
schließlich des Xeichspräjidenten von Hindenburg, an den die Orts— 
gruppe Weſel ein Begrüßungstelegramm gejandt hatte, und ſprach 
über die Not der Vertriebenen, wie der in der alten Heimat gebliebenen 
Ojtmärker und über die Oftfrage als die eigentliche Zukunftsfrage 
des deutſchen Volkes. Beigeordneter Stadtbaurat Kochs über— 
brachte die Grüße der Stadtverwaltung, insbesondere des leider ver— 
hinderten Herrn Bügermeiſters. In Wahrheit verloren ſei nur der, 
der verzweifelt. Das gaſtliche Weſel ſei vielen Oſtmärkern zweite 
Heimat geworden. Die Stadt habe Jelbft nach dem Verluſt der 
Garnison eine Notzeit durchgemacht. Das Wenige, was fie zu geben 
vermöge, ſei nicht vom Überfluß genommen worden, aber doch von 
Herzen gekommen. Der Vorſitzende des Landesverbandes, Lehrer 
Sieg, überbrachte die Grüße des Verbandes und des Landrats, dem 
leider eine Teilnahme nicht möglich war. Der J. Vorſitzende Krüger 
fand kurze, zu Herzen gehende Worte zum Gedenken der Toten und 
derer, die in der Heimat zurückgeblieben ſind. Mit einem von Frl. 
Poblotzki geſprochenen Prolog begann der zweite Teil, die Seſt— 
rede, in der Herr A. Günther, Eſſen, zunächſt an die Tage 
erinnerte, an denen die Oſtmärker von Haus und Hof ver— 
trieben, um die Früchte ihrer Lebensarbeit betrogen wurden. Der 
Deutſche Oſtbund wolle etwas Größeres und Schöneres ſein als ein 
Entſchädigungsverein. Seine größte Aufgabe beſtehe in dem Kampfe 
um die Wiedergewinnung der verlorenen Oſtmark. Die Weltgeſchichte 
beweiſe, daß die Grenzen zwijchen den einzelnen Staaten fließende ſind, 
daß die Länder im Laufe der Jahrhunderte von Voll zu Volk gehen. 
Man könne darüber verſchiedener Meinung ſein, ob ein Volk 
ſchweigend feine Verluſte tragen und die ihm geſchlagenen Wunden ver— 
bergen ſoll, oder ob es immer wieder das Unrecht in die Welt hinaus- 
ſchreien und ſeine blutenden Wunden zeigen ſoll. Alle müßten der 
Sauerteig im deutſchen Volke werden, welcher die Bewegung um die 
Befreiung der verlorenen Gebiete erhält und welcher die Geiſter des 
ganzen Volkes weckt, damit das Weltgewiſſen erwache und das Welt- 
gericht einen Spruch der Gerechtigkeit fälle. Wir wollen uns in 
unſerem Kampfe um die verlorene Heimat das Wort des Dichters zu 
eigen machen, welcher ſagt: „Nicht die Kraft der Arme noch die 
Tüchtigkeit der Waffen, ſondern die Kraft des Geiſtes ijt es, welche 
Siege erkämpft.“ Mit dem Wunſche, daß die Ortsgruppe und der 
Oſtbund die Unterſtützung der geſamten Bevölkerung finden mögen 
und mit einem „Oft Heill“ ſchloß der Redner. (Fortſetzung folgt.) 


Ortsgruppe Wuppertal. In Gedichten, Liedern und Worten ge— 
dachte der Oftbund des Abſtimmungstages (11. Juli 1920) in Ojt- 
und Wejtpreußen. Der Vorſitzende erinnerte an die Darſtellung 
Paderewſkis gelegentlich der Einweihung des Bilfon-Denkmals in 
Poſen, wonach es ihm nach kurzer Unterredung beim Mahle in Ver- 
ſailles gelungen jei, Wilſon, trotz ſeines versprochenen Selbſt— 
beſtimmungsrechtes, für den Weichſelkorridor umzuſtimmen. So ent- 
ſchieden ein paar Männer, teils aus Vache, teils in völliger Un— 
kenntnis über Poſen und Weſtpreußen, unentbehrlichen deutſchen Kultur- 
boden, über eine Million Menſchen, denen ſie damit unſagbar viel Leid 
bereiteten. Im nordöſtlichen Weſtpreußen und ſüdweſtlichen Oſtpreußen 
aber ſollte, weil die Bevölkerungszuſammenſetzung zweifelhaft erſchien, 
die Abſtimmung entſcheiden. Durchſchnittlich mehr als 95 v. H. ſtimmten 
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trotz der deutſchen Notlage für Mutter Deutjchland. Niemand wird 
bei ſolchem Ergebnis im Sweifel jein, daß bei einer Seſamtabſtimmung 
Wejtpreußen mit Danzig und der größte Teil Poſens bei Deutjchland 
verblieben wäre, ebenſo das Memelland, deſſen Landtag heute von 
29 Abgeordneten 24 deutſche zählt. Wir brauchen unſeren geraubten 
Lebensraum für unſere Arbeitsloſen, für die Ernährung des deutſchen 
Volkes, das, da aller Kolonien beraubt, die 3 bis 4 Milliarden zur 
Beſchaffung von Lebensmitteln aus dem Auslande nicht aufzubringen 
vermag. Wir verlangen daher aus Selbſterhaltungsgründen eine 
baldige öſtliche Grenzrevijion. Sie wird aber nur zu erzielen fein, wenn 
der einhellige Wille des deutſchen Volkes es unverhohlen, öffentlich 
und entſchloſſen bekundet: Oſtpreußen darf keine abgeſchnürte Inſel, 
Danzig kein Kleinſtaat ohne Staatsautorität bleiben. Sie wollen alle 
zu uns zurück. Sie hoffen auf uns. Einig iſt auch der Schwache ſtark. 
Daß allen aus dem Herzen geſprochen war, zeigte der Beifall. 


Landesverband Wajjerkante. 


Die Ortsgruppe Kiel hatte zum 28. Juni die Mitglieder mit ihren 
Jugendlichen zu einer Verſammlung eingeladen. Kurt Sich baum, 
Hamburg, Führer der Jungſchar Sroß-Hamburg, hielt einen feſſelnden 
Vortrag über Art und Ziele der Jugendarbeit im Oeutſchen Oſtbund. 
Ausgehend von der Not der deutſchen Jugend in der Jetztzeit zeigte 
er Weg und Ziel der oſtmärkiſchen Jugend. Nach kurzer Ausſprache 
meldeten ſich acht Jugendliche zur Aufnahme. Der J. Vorſitzende, 
Landsmann Bronſch, gab alsdann die erfolgte Gründung der 
Jungſchar Kiel im Deutſchen Oſtbund bekannt. Als Führer wurde 
Otto Nin no, Kiel, Muhliusſtr. 77, III, beſtimmt. Kurt Eichbaum, 
erfreut über den Erfolg, überbrachte die beſten Wünſche der Jung- 
ſchar Hamburg und verſprach, die jüngſte Jungschar im Landes- 
verband mit Nat und Tat zu unterſtützen. Mit einem kräftigen 
Oſt-Heil ſchloß er ſeine Ausführungen. 


* 
Arbeitsgemeinſchaft der Mitteldeutſchen Verdrängten⸗ 
Verbände. 
Am 5. Juli veranſtaltete die Arbeitsgemeinſchaft der Mitteldeutſchen 
Verdrängten-Verbände (Geſchäftsſtelle Leipzig) am Grabe Clemens 
Denhardts in Bad Sulza eine größere Ehrung, die in allen ihren 
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Teilen durchaus würdig und feſtlich verlief und durch gut ausgewählte 
und packend vorgetragene Chöre der „Vereinigten Geſangvereine“ 
Bad Sulzas unter Leitung von Gewerbeoberlehrer Schöngart 
umrahmt wurde. Nach einleitenden Worten des Vorſitzenden der 
Arbeitsgemeinſchaft, Sabrikdirektors F. W. Hänel, Leipzig, der 
Zuſtimmungsäußerungen vom Reichskanzler, von Behörden und Ab- 
geordneten bekanntgab, und einem Gedichtsvortrag, ging Oberlehrer. 
K. O. Leipacher in feiner Feſtrede ausführlich auf Denhardts 
Lebenswerk und auf ſein ſchweres Schickſal bei der Auslieferung an 
England ein. Er feierte den geborenen und einzig daſtehenden fried- 
lichen Koloniſator, den Freund der Eingeborenen und erjten und 
größten Pflanzer ſeiner Seit. In dieſem Grabe ſchlafe nicht bloß 
Denhardt, da ruhen auch Deutjch-Afrika und der Kolonialgedanke 
und harren der Auferſtehung. Sodann legte ein ehemaliger Deutfch- 
afrikaner unter Dankesworten an Denhardt in der Suaheliſprache 
einen Kran; nieder. Endlich befchloß Oberlehrer Führer als Stadt- 
vertreter die Neden mit einem Dank der Gemeinde an die Veranſtalter 
und einer kurzen Würdigung des Menſchenfreundes Denhardt. — 
Nachmittags wurde im Schützenhauſe eine Entſchließung an die Reichs- 
regierung angenommen, in der es heißt: Die hier verſammelten Ver- 
drängten aus den Oſtprovinzen, aus Oberfchlejien, Elſaß-Lothringen, 
die Auslands- und Kolonialdeutſchen halten an dem als gemäßigt an- 
erkannten alten Programm der großen Arbeitsgemeinſchaft für den 
Erjat von Kriegs- und Verdrängungsſchäden in Berlin feſt und er- 
warten, daß der Reichstag mit der unerläßlichen Finanzreform auch eine 
Neuregelung der Entſchädigung verbindet, die vor allem auch einen 
Ausgleich für den Verluſt der Lebensgrundlage der Verdängten 
(Exiſtenzverluſt) bietet. Sie fordern vom Reich die volle Schadlos— 
haltung der Liquidationsgeſchädigten, wie ſie im Verſailler Vertrag 
verankert iſt. Wenn das Reich bei den Verhandlungen in Paris und 
im Haag auf Liquidationserlöſe, die für die weiteren Entſchädigungen 
in Betracht gekommen wären, verzichtet hat oder hat verzichten 
müſſen, Jo darf das nicht auf Koſten der Geſchädigten gehen. Sie 
können ſich damit nicht einverjtanden erklären, daß bei der Regelung 
der Reparationen die Verpflichtungen des Reiches gegenüber den 
Geſchädigten außer acht geblieben ſind und fordern eine Entſchädi- 
gungsreform, die es den Geſchädigten ermöglicht, ſich wieder in das 
Wirtſchaftsleben einzugliedern. f 


E Mitteilungen aus der oſldeulſchen Heimal. 


Derfönliches. 


Paul Kattau 50 Jahre alt. 


Der J. Vorſitzende unſerer Ortsgruppe Berlin-Weſt, Herr Paul 
Kattau, in Berlin SW II, Deſſauer Straße 8, hat am Donnerstag, 
den 16. Juli, ſein 50. Lebensjahr vollendet. In Stümswalde (Oſtpr.) 

; geboren, iſt er bei verſchiedenen 
Genoſſenſchaften Leiter geweſen, 
jeit 1909 in Ritſchenwalde i. Po]. 
Er hat aktiv gedient beim Fuß- 
art.-Negt. 5 in Poſen und war 
Kriegsteilnehmer von Beginn bis 
[Ende als Offizierjtellvertreter. 
Durch den polniſchen Umſtur; 
wurde auch er zur Abwanderung 
Ende 1920 gezwungen. Herr 
Kattau iſt in der damaligen Vor- 
prüfungsſtelle Berlin Vorprüfer 
geweſen. Er hat hier ſegensreich 
wirken können. Auch die Mit- 
glieder ſeiner Gruppe bejiten in 
ihm einen tüchtigen Berater. Herr 
Kattau iſt ferner Geſchäftsführer 
der Oſtmärkiſchen Spar- und 
Darlehnskaſſe G. m. b. H. in 
Berlin und der Gemeinnützigen 
Baugenoſſenſchaft Landesverband 
Berlin - Brandenburg des Deut- 
RE ſchen Oſtbundes e. G. m. b. H. in 
Berlin SW 11, Deſſauer Str. 8, auch Vorſtandsmitglied des Landes- 
verbandes Berlin. Seine mannigfachen Verdienſte ſind ſchon durch 
Überreichung der Ehrenurkunde und durch Verleihung der Silbernen 
Ehrennadel des Deutſchen Oſtbundes gewürdigt worden. 


Kreisoberinſpektor Eruſt Binder. 

Auf eine 4Jö0jährige Amtszeit blickte am 16. Juli Kreisoberinſpektor 
Ernſt Binder am Landratsamt Stolp i. Pom. zurück. Regierungs- 
afſeſſor Dr. Sünther beglückwünſchte in Vertretung des Landrats 
den Jubilar im Beiſein der Beamten mit herzlichen Worten. Der 
Negierungspräſident in Köslin hatte Binder durch ein längeres Glück— 
wunſchſchreiben ausgezeichnet. Landrat Dombois ließ dem getreuen 
Beamten ein Jubiläumsgeſchenk überreichen. Viele Glückwünſche und 
Blumenſpenden erfreuten den Jubilar. Binder iſt ein treuer Sohn der 
Oſtmark. Dreißig Jahre ſeiner Cätigkeit gehören der Provinz Ober- 
ſchleſien. Oppeln, Falkenberg, Rubnik, Kattowitz waren die Stätten 
einer Wirkſamkeit. Eine Seitlang wurde er im Kultusminiſterium 
beſchäftigt. In Oberſchleſien hatte Binder auf dem Gebiete der 


Schulen große Aufgaben zu löſen, da die ſprunghafte Entwicklung der 
Landgemeinden zu Induſtriezentren den beſchleunigten Bau von Schulen 
der verſchiedenſten Arten und Syiteme erforderte. Beſonders ſchwierig 
geſtaltete ſich Binders Arbeit im Kattowitzer Pandratsamte während 
der Abſtimmungszeit, als der Landkreis in den Händen der terrori— 
ſierenden, blutvergießenden Aufſtändiſchen war. Von den Polen ver- 
folgt, mußte Binder nach der ungerechten Abtretung Oberſchleſiens 
Kattowitz verlaſſen. Nach ſeiner Verſetzung an das Stolper Landrats- 
amt arbeitet nun Binder zehn Jahre lang in Oſtpommern, wieder im 
Grenzgebiet, das ihm eine zweite Heimat geworden iſt. Seine Haupt- 
wirkſamkeit liegt hier auf den Gebieten der Schulen und der vielen 
Siedlungen. Beſeelt von einer ganz außergewöhnlichen Arbeitsenergie, 
geſtützt auf ſeine vieljährige reiche Erfahrung, gerade auch in Grenz- 
landfragen, iſt Binder hier der rechte Mann auf dem rechten Poſten. 
Seine Erfolge ſichern ihm nicht nur die Anerkennung ſeiner vorgeſetzten 
Behörden, ſondern auch den Dank des ganzen Kreiſes. 


oo Jahre 8 Monatel 

Am 13. Juli iſt die älteſte Friedenauerin, Frau Bertha Dann 
appel, Moſelſtraße 7—8, im Alter von 100 Jahren und 8 Monaten 
geſtorben. An ihrem 100. Geburtstag, am 16. November des vorigen 
Jahres, war ſie noch Gegenſtand großer Ehrungen geweſen. Wir 
hatten im „Oſtland“ Nr. 47 Lebenslauf und Bild der Oſtpreuß in 
gebracht. 

E N 

Vermählt: Ernſt Vogel, Sohn des Nittergutsbeſitzers E. Vogel, 
Welnica bei Gneſen, mit Fräulein Charlotte Gefell, Tochter des 
Kaufmanns Friedrich Geſell in Sneſen; Frl. Käte Süßkind in 
Berlin- Schöneberg, Kaiſer-Friedrich-Straße 6, früher Bromberg, mit 
Herrn Kurt Stiasny in Narbonne (Südfrankreich) am. 15.7. 

Soldene Hochzeit: Kleinrentner, früher Verſicherungsinſpektor 
Ferdinand Nitſchke, Berlin N54, Sophienſtr. 18, früher Brom- 
berg, mit ſeiner Chefrau Ida, geb. Förſter, am 25. 7. 

Bejahrte Oſtmärker: Güterdirektor Hermann Klabunde der 
Sreiherr von Wilamowitz-Möllendorffſchen Süterverwaltung in 
Kobelnik, Kreis Strelno, 60 J. (K. iſt für die der Herrſchaft 
Kobelnik 34 Jahre lang bewährte Treue mit Generalvollmacht betraut); 
Wanda Siedler, Gattin des Buchdruckereibeſitzers Fiedler in 
Nauſcha O.-L., fr. Oſtrowo und Krotoſchin, am 31.7. 7o J.; Witwe 
Hermine Gauſe in Berlin, fr. Bromberg, am 25. 7. 80 J.; Hermann 
Senger in Wennungen a. II., fr. Pinne, am 29.7. 72 J.; Wanda 
Senger am 26. 7. 67 J.; Frau Hulda Hartmann, geb. Schu- 
mann, Ehefrau des Kaufmanns Hugo Hartmann in Erfurt, Nord- 
häuſerſtr. 113, früher Poſen-Jerſitz, Moltkeftr. 8, und Pudewitz⸗ 
Welnau, am 3. 6. 75 C. 

Geftorben: Altſitzer Theodor Belz, Buſchkau, Bez. Poſen, am 
28. 6. Bäckermeiſter Fritz Werner in Bromberg am 18. 7.; Pfarrer 
1. N. Heinrich Schierſand in Bomſt am 19. 7. 
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Aus der uns verbliebenen Gſtmark. 


Grenzmark Pojen - Weſtpreußen, mittlere Oſtmark und 
Pommern. 

Schneidemühl. Am 20. Juli nachmittag, kurz vor 4 Uhr, ging ein. 
polniſches Militärflugzeug bei Schneidemühl nieder. Das 
Flugzeug flog über Schneidemühl in etwa 150 Meter Höhe. Es landete 
lchießlich, nachdem es einige Rundflüge über der Stadt ausgeführt 
hatte, auf dem ehemaligen Flugplatz an der Krojanker Chauſſee. 


Die beiden Inſaſſen des Flugzeugs ſind Angehörige des 4. polnischen 


Fliegerregiments in Chorn. Die beiden feſtgenommenen Flieger gaben 
an, fich auf dem Weg von Kolo nach Thorn verflogen zu haben. Da 
lie nur noch 30 Liter Benzin im Tank hatten und nicht wußten, wie 
weit fie bereits. nach Deutſchland hineingeflogen ſeien, hätten ſie die 
Landung abſichtlich vorgenommen, um ſich erſt einmal zu orientieren und 
dann möglicherweiſe über die Grenze zurückzufliegen. — Das ju— 
ſtändige Amtsgericht Schneidemühl verurteilte den Kapitän Turo- 
Jienjki wegen unerlaubten Grenzübertritts in Cateinheit mit Ver— 
gehen gegen $31 des Luftverkehrsgeſetzes und $ 100 Abf.! der Luft— 
verkehrsordnung ju drei Tagen Haft. Der Sergeant Wis- 
niemwjki wurde wegen der gleichen Vergehen zu drei Tagen Haft 
und wegen eines weiteren Vergehens gegen 874 Abl. 2 der Luft- 
verkehrsordnung zu 20 Mark Seldſtrafe verurteilt. Die 
beiden Angeklagten nahmen das Urteil an. Auch die Anklagebehörde 
verzichtete auf weitere Rechtsmittel. Man rechnet damit, daß den 
polniſchen Fliegern nach Verbüßung ihrer Haftſtrafe die Erlaubnis 
erteilt wird, von hier aus mit ihrem Flugzeug nach Polen zurückzu— 
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teilnehmer unter Klängen der Poſaunen auf den ſchönen Waldfeſtplatz 
in der Nähe der Oberförfterei. Swiſchen all dem Spielen und Singen 
erklangen auch ernſte Worte, in denen es darum ging, ſich dieſer 
ſchönen Stunden in der wunderbaren Natur dankbar und würdig zu 
erzeigen und der Heimat und dem Erbe unſerer Väter die Treue 
zu halten. f 

Wollſtein. Hier iſt die Konzeſſion dem bekannten Raffeehaus-. 
belitzer Georg Schulz gekündigt worden. Schulz iſt einer der höchſt— 
beſteuerten Bürger der Stadt, hat ſich nie etwas zuſchulden kommen 
laſſen, was die Behörden hätte veranlaſſen können, ihm die Schank— 


konzeſſion zu entziehen. 
Aus Weſtpreußen. 


Graudenz. Die 3600 Arbeiter der PePeGe, des größten polnischen 
Gummiwerkes, hatten wegen der ſeit vier Wochen rückständigen Löhne 
vor einigen Wochen die Fabrik beſetzt, das Lager beſchlagnahmt, es 
in eigener Regie verkauft und ſich daran weiter bezahlt gemacht. Die 
Sabrik wurde ſtillgelegt. Es kam zu Sanierungsverhandlungen mit 
franzöſiſchen Kapitalgruppen, die aber im letzten Augenblick Jcheiterten. 
Vor einigen Tagen wurden die drei Direktoren der Geſellſchaft ver— 
haftet, weil ſie des Konkursverbrechens angeſchuldigt waren. Wie 
es jetzt heißt, iſt man bei der Prüfung der Bücher großen Unter— 
ſchleifen auf die Spur gekommen. Von einer wirklich geordneten 
Buchführung könne keine Rede ſein. An eine Wiederinbetriebſetzung 
der Sabrik iſt in dieſem Jahre nicht zu denken, da ſich warſcheinlich 
keine Kapitalgruppe finden wird, die das Werk übernehmen will. 

Thorn. In der Seglerſtraße 4 ſchoß der 35jährige Kaufmann 
Handtke ſeine 33jährige Frau nieder und brachte ſich dann einen 


fliegen! 89 bei. N 1 in ea Juſtande ins 
Krankenhaus gebracht, wo ſie ihren erletzungen erlagen. Das 
Aus der uns geraubten Gſtmark. Motiv zur Cat iſt in Familienzwiſtigkeiten zu ſuchen. 


Aus Pofen. 

Bentſchen. Im benachbarten Streſe, einem von 1000 Ein- 
wohnern bewohnten önduſtrieort, in dem hauptſächlich Deutſche an— 
jäſſig ſind, wurden beiden Gaſtwirten die Konzeſlſionen ent- 
zogen. Beide find Deutſche. Dagegen ſoll künftig ein Pole die 
Schankkonzeſſion erhalten. Augenblicklich gibt es alſo in dem jooo Ein— 
wohner zählenden Orte keine Schankkonzeſſion. In Hammeritzke 
iſt dem einzigen Inhaber einer Schankkonzeſſion, einem Deutſchen, eben- 
jalls die Konzeſſion genommen worden. 

Bromberg. Neben mehreren polniſchen Gaſtwirten iſt auch drei 
bekannten deutſchen Schankſtätten, darunter den Reftaurateuren Bei— 
datſſch und Wichert, zum J. Auguft die Konzeſſion zum 
Alkoholausſchank entzogen worden. Ob dem an die zu— 
ftändige Behörde gerichteten Verlängerungsgeſuch entsprochen wird, 
ist ſehr fraglich. 

Grätz. Ein ſeltenes Ereignis war für die hieſigen evangeliſchen 
Gemeinden das Jugend- und Heimatfeſt. Während der 
Gottesdienſt, von Paſtor Rudolph und Jugendſekretär Lubnau 
gestaltet, in der mit Blumen und frischem Grün geſchmückten Kirche 
abgehalten wurde, führte der Nachmittag die große Schar der Seſt— 
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AN Die Verlobung unſerer N 
Tochter Gretel mit dem Kauf- Gretel Zerbe 9 
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für Grenz- u. Auslandsdeutsche G.m.b.H. 
(Geschädigtenhllfe des Deutschen Ostbundes) 
Berlin⸗Charlottenburg 2, Hardenbergſtr. 43, Tel. Steinpl. 8031 
ꝗͤrwꝓ—————— — em) 


1 Verwertung der 


6% Reichsschuldbuchiorderungen 


i n Das Chepaar 
hinterläßt zwei drei- bzw. vierjährige Kinder. 


Studienrat Werner und Neutomiſchel. 

Bezugnehmend auf die Wiedergabe des Gerichtsentſcheids, den wir 
unter obiger Überſchrift in der letzten Nummer veröffentlicht haben, 
bittet uns Herr Studienrat Dr. Erich Werner, Pölitz bei Stettin, 
Schülerheim, fr. Polen St. Lazarus, deſſen Familie aus dem Kreiſe 
Bomſt ſtammt, um den Hinweis, daß er nicht identiſch mit dem 
Studienrat Werner iſt, der gegen Paetzold, Gebbert uſw. Beleidi— 
gungsklage wegen des Vorwurfs, Neutomiſchel den Polen in die 
Hände gejpielt zu haben, erhoben hat und nunmehr mit feiner Klage 
vom Amtsgericht Berlin-Mitte aus rechtlichen und fachlichen 
Gründen abgewieſen worden iſt. Herr Studienrat Erich W. bittet 
ferner um die Mitteilung, daß ſeine Samilie mit Studienrat 
C. Arthur W. in keiner Weiſe verwandt iſt. 


Dieſe Nummer umfaßt einſchließlich der Beilage 
„Oſtarchiv“ 16 Seiten. 


— . — —¼ —— —— 
Für die nicht von der Bundesleitung veranlaßten Anzeigen im 
Anzeigenteil kann eine Haftung nicht übernommen werden. 
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Oſtmärkerin, 32 Jahre, Geb., wirtſchl. tüchtige 


Pr. Klass.-Lollerie . bl., 1,65 gr., wirt⸗ Dame, Anfang30, evgl., 


ſchaftl., ſucht paſſenden vermög., ſu cht 
Lose 5. Kl. 


durch Verkauf und Beleihung 


Beleihung kurzfriſtig und langfriſtig bis zu 75% des 
Kurswertes zu günſtigen Bedingungen 


Ehekameraden, | Lebenskameraden 


Beamter bevorzugt. Beamten, Lehrer, Alter 


Vorzeitige Kredite an Polengeschädigte Staatl. Lofterie- Moderne3—4-Zimmerz | 35-45 Jahre. Bedin⸗ 
wofür uns ein größeres Kontingent zur Verfügung ſteht. Lulu Finnah Me 195 bord . Bild. kn 


Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 
Anne 


Stettin, Augustastr. 8 
(früher Hohensalza). 


offerten unter 2041 an 
das Oſtland erbeten. 


mit Bild unter Z. 1931 
an das Oſtland erbeten. 
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Entschädigungs- und 
| schuldbuchforderung. 


Verwertung von | 
Beratung, ei 


Vorſchüſſe, 
Beleihung 
Ankauf zu höchſten Kurſen 
und ſchnellſtens durch 
Ostmärker-Aufbau G. m. b. H. 
jetzt: Berlin W 9, Potsdamer Str. 22 B, II 


Telephon: B1 Kurfürſt 2775. 


Landsleute! 
Bedient Euch Eurer Organiſation. 
Schuld buchforderungen 
| Beleihung! 
i Verwertung zu 
höchſten Kurſen! 
Oſtmärkiſche Spar- u. Darlehnskaffe | 
ö e. G. m. b. 5. 
t 


Berlin SW. 11, Deſſauer Straße 8. 


Sprechzeit: 1—5 Uhr, außer Sonnabends. 
— Bei ſchriftlichen Anfragen Rückporto. — i 
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Spreewald 


bietet das 
Ferienheim 
„Haus Oſtland“ 
in Vetſchau 


im ſchönſten Wieſengrund am 
Hochwald und in unmittelbarer 
Nähe des modern eingerichteten 
Sommerbades gelegen, beſte u. 
billigſte Erholungsmöglichkeit. 
Tagespreis für Unterkunft und 
Verpflegung (4 Mahlzeiten) 
Erwachſene M. 4.—, Kinder 
M. 2,25 einſchließl. Bedienung. 
Anmeldung an die Verwaltung 
von „Haus Oſtland“, Vetſchau 
am Spreewald. 


IIb mitm 


e eee 


Aenne 


An eee 


Möbeltransporte 

in Berlin und 
nach außerhalb 
per Bahn und 
Automöbel- 
wagen, Woh- 
nungstausch, 
Lagerung. 


Berlin W 30 e 7, Sammeln.: B 7, Pallas 6786 
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Als Erholungsheim uſw. geeign. 


Weiß u. 


Oftmärker! Proviſionsfreil 
Glänzende Existenzen! 
Anz. M 


Bäckereigrundſtück m. Café, an 


gelegen, in 


der Hauptſtraße, 
14 OOO 


einem Vorort v. Schwerin . 


Penſionshaus m. Dependance 
in nächſter Nähe des Waldes 
gelegen, im Harz. 
Geſchäftsgrundſtück Tischlerei 
10 Min. v. Bahnhof entfernt, 
für alle Art von Gewerbe— 
betrieben geeignet, in Bunzlau 20 000 
Hotel- u. Rejtaurationsgrundjtück 
m. Saal u. Kino i. bek. Ojt- 
jeebad (Jahresgeſchäft) . 25 000 
8-Zimmer-Landhaus, f. Arzt ge= 
geeignet, in ruhiger Lage des 
Ortes, 15 Km. von Kamenz in 
Sachſen entfernt u 
Konditorei-, Kaffee- u Reftau- 
rationsgrundſt. i. Oberbayern 10000 
Wollwarengeſchäft i. 
verkehrsreicher Straße, i. gan= 
zen Stadtviertel keine Konkur— 
renz vorhanden, i. Nordhauſen 
Preis 


39.000 


12 000 


3500 


Wohn-, Noſtaurations- u. Pen- 


ſionsgrundſtück i. unvergleich- 
lich ſchöner Sebirgslage, Nähe 
Dresden, als Erholungsheim f. 
Krankenkaſſen uſw. geeignet . 
Grundſtück mit Kolonialwaren— 
geſchäft, j. d. Nähe zahlreicher 
Siedlungen, 15 Min. v. Bahn- 
hof entfernt, i. Liegnitz; Preis 
Bäckerei- u. Konditoreigrundſt. 
m. Waſſerfront i. Hauptge- 
ſchäftsſtraße eines herrl. Kur— 
ortes der mecklenburgiſchen 
Wald- u. Seengegend 
Herrenſitz, inmitten eines präch- 
tigen alten Parkes von etwa 
5500 Quadratmtr. Große, etwa 
15 Min. v. Hauptbhf. Bar— 
men entfernt, beſonders für 
Klinik, Sanatorium und Klub— 
heim geeignte 
Sabrikgrundftück f. Holzbearbei- 
tung m. Wohnhaus i. Sauer- 
laxd . . 50 000 
Landwirtſchaft u. Futterwaren- 
mühle i. d. deutſchen Schweiz 
(Bodenjeegebit) . . . sfr. 109090 
Kurbad mit Natrium-Schwefel- 
quelle u. Alpen-Landwirtſchaft 
i. d. Schweiz. Preis sfr. 200 000 
Wohn und Geschäftshaus, für 
Schneidermeiſter geeignet, da 


25 000 


18 500 


14.000 


50 000 


04 


halber 
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Siedlerstelle 


mit voller Ernte zu vergeben. 


Größe 70 Mg., davon 28 Mg. gute 
Wieſen, Gebäude reichlich groß, Acker 
unmittelbar bei der Hofſtelle, Wieſen 
430 m entfernt, gepflaſterter Weg zur 
Chaufjee in 900 m Entfernung. An⸗ 
zahlung 5000 M., Übergabe zum 1. 
Sept. 1931, Bewerbung. alsbald an die 


Gemeinnützige Siedlungsgeſellſchaft für 
den Kreis Cammin m. b. H. in Cammin 


Kreishaus Fernſprech⸗Nummer 321. 
Eilt! Eilt! 
Schwing - Landwirtſch. 
—ꝛ— . — 


Grundſtück 


in beſtem Zuſtande, 
maſſives Wohnhaus, 
5 Zimmer, Licht und 

Kraft, gr. Garten und 
2 Morgen Land, mehr 
Land kann hier ‘ers 
worben werden (Sied⸗ 
lung), ſofort verkäufl. 


pflüge 


einſcharig mit Sech, 
ca. 32 kg ſchwer, gu⸗ 
ter Gang und gutes 
Material, gibt zu 17 
M. frei jeder Bahn⸗ 
ſtation noch ab 


Bruno Polster Preis und Anz. nach 

Obernigt, Beſichtigung. Billig. 
Bezirk Breslau. Heinr. Lindau 
Fehrbellin, 

— — Brunnerſtraße 144 b. 

Siedlerſtelle Suche Maus 


115 80 Morg., guter | mit Garten in kl. Stadt, 
oden, reichl. u. gutes Schleſien od. Branden⸗ 
leb. u. totes Inventar, burg, wo Klempner u. 
mit guter Ernte, 2 km Dachdecker ſich niederl. 
v. Stadt und Zucker⸗ kann. Anz. 4000 M. Off. 
fabrik Meckl. Schwerin, unt. 2042 an d. Oſtl. erb. 


Be Auswanderung 6 
ofort abzugeben. | Günst. Gelegenheit 
Anı. 15000 M. mit Bel. Umſtänd. halb. of. 


Möbeln. Einricht. mein. Metall s 


Gastwirtschaft estate Landwirt 


werkſtatt für Landwirt⸗ 
mit Saal u. Fleiſcherei, ſchaft und Induſtrie 
i. gr. Dorfe Mecklenbg. preiswert zu verkaufen 
Schwerin, krankheits- bzw. zu verpacht., evtl. 
0 ſofort ver⸗ als Teilhaber. 
käuflich. Anzahl. zirka Fa. MAERTENS, 
14000 M. Auskunft Schneidemühl. 
durch den Deutſchen 
Oſtbund Güſtrow i M., 
Steinſtraße 6 B. 


Landwirtschaft, 


Suche zwecks baldiger 


Heirat 
und Erbſchaftsregl. die 
Bekanntſch. wirtſchaftl. 
vermögender Dame, bin 
alleinſt. ohne Anhang, 


keine Konkurrenz i. Ort, i. d. 
deutſchen Schweiz (Oſtſchweiz 


120 Mg, ſofort zu ver⸗ 
pachten, mit voll. Ernte, 


mit, auch ohne Inventar. 


Koppel, Wieſe, Acker, 


alles am Hauſe. Schule, 


Molkerei, Kirche im 
Dorf, elektr. Licht und 
Kraft, Gebäude maſſiv. 
Ang. an W. Heitmann, 
Zemitz, Anklam⸗Land, 


54 J., ev., 1,60 gr., geſund 
u. von gutem Ausſehen, 
evtl. Einheirat in Ge⸗ 
ſchäft od. Grundſt. Evtl. 
iſt Erbſchaftsgrundſt., 
Wohn⸗ eee ba. 
1770 qm gr., an Haupt 

ſtraße gel. ausbanfühte, 
Wehrbeitragsw. 44000 
M., Einheitsw. 22600 
M., ſof. zu verk. Off. 


sfr, 10099 
Landwirtschaft, 58 Juchart, Ia. 
Bodenbeſchaffenheit, i. d. deut- 
ſchen Schweiz (Thurgau); sfr. 70000 
e u. Penſionsgrdoſt. 
bedeutendem Ausflugsort b. 
Lörrach a. Nh. a. d. e 
Grenze 24 000 
Gärtnereigrundſtück, etwa 3000 
Quadratmtr. groß, im Sentrum 
des Ortes, etwa 12 Km. von 
Hannover entfernt 20 ooo 
ſowie viele Hundert weitere Exiſtenz- 


geſchäfte, auch mit Grundſtück, Land- 
wirtſchaften, "Galfböfe, Goflügelfarmen 
uſw. in allen Gegenden Deutſchlands. 


Geben Sie uns Ihre ſpeziellen Wünſche 

an, und verlangen Sie koſtenlos unſere 

illuſtrierten Proſpekte mit ausführlicher 
Beſchreibung. 

K OCH & Co., Berlin W 10 

Hohenzollernstr. 16. Tel.: 


B2 Lützow 59 33. 


Krs. Greifswald. u. 2043 an das Oſtland. 


preuß. Staats-Lotterie 
Lose 5. Kl. vom 8. Aug. dis 12. Sept. 


Zu haben bei Staatl. Lotterie-Einnehmer 


Sioinna, Berlin W 35, 


Potsdamer Str. 116 a. 
früher in Kattowitz, O./S. 


Ecke Lützowstraße. 
Tel. Lützow 3686. 
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Aus der Geſchichte alter deutſcher Holländereien im Kreiſe Pleſchen. 


Von Walther Hämpel, Berlin. 


Die Stadt Pleſchen, früher Pleſſow oder Pleſſau, polniſch Pleſzew 
genannt, gehört mit zu den älteren Städten des Poſener Landes, wurde 
ſie doch wahrſcheinlich ſchon vor 1285 gegründet. Um die Mitte des 
15. Jahrhunderts zählte ſie zu den bedeutenderen Orten Großpolens 
und mußte damals zwölf Soldaten zum ſtädtiſchen Aufgebot ſtellen. 

Die Urkunden der Stadt verbrannten 1806 vollſtändig, aber 
34 Bände Stadtbücher von 1428 ab ſind erhalten und in ihnen eine 
in mittelalterlicher Schrift verzeichnete Handſchrift des Magdeburger 
Rechts, alles in lateiniſcher Sprache; ſeit 1570 wurden die Natsbücher 
polniſch geführt. 

Die Stadtanlage zeigt das für die oſtdeutſchen Städte tupiſche 
Kolonialſchema, den viereckigen Markt und die rechtwinklig von ihm 
ausgehenden Straßen. 

Wahrſcheinlich haben wir es bei Pleſchen mit einer rein deutſchen 
Stadtgründung zu tun. Wie lange ſich das Deutſchtum — durch ſpätere 
Zuwanderung verſtärkt — im Orte kräftig erhalten hat, ijt nicht er— 
ſichtlich. Jedenfalls muß ihm das Anwachſen des polnischen Nationalis- 
mus im 15. und 16. Jahrhundert verhängnisvoll geworden ſein. 

1890 hatte Pleſchen 6100, 20 Jahre ſpäter 8000 Einwohner. 

Im 17. und 18. Jahrhundert breitete ſich das dichte Netz deutſcher 
Holländereien über Poſen und die angrenzenden Teile des ſpäteren 
Kongreßpolens aus. Su beiden Seiten der großen Straße von Pleſchen 
nach Oſtrowo entſtanden in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
mehrere deutſche Siedlungen, meiſt Hauländereien: Grünewieſe, Gute- 
hoffnung, Ludwina, Culendorf, Bittersdorf, ferner im ſüdweſtlichen 
Zipfel des Kreiſes Bieganin-Hauland und in dem am weiteſten nach 
Weſten vorſpringenden Kreisteil Nothendorf. Die in größerer Ent- 
fernung von der Stadt im gleichen Seitabſchnitt gegründeten deutſchen 
Niederlaſſungen jenfeits der Kreisgrenze — Sosnica, Lubin, Nudka, 
Sierſzew, Wyflogotowo — ſowie die Choczer und Oborzer Hauländer 
rechts der Prosna ſeien hier nur genannt. 

Aus jener Seit iſt uns ein Anjiedlungsvertrag vom 21. April 1767 
erhalten, abgeſchloſſen zwiſchen dem Grundherrn Joſeph Stanislaus von 
Mikorski, Fähnrich der Landſchaft Hombin, Notarius der Königlichen 
Schatzkommiſſion, Erbherr von Sowina pufty und blotnu, und den 
„ehr- und arbeitjamen Andreas Redlich, Samuel Niediger, Kaſpar 
Szrodke, George Kupke, Chriſtian Varant“ und ihren Kameraden, 
alles freie Bauern, von denen „einer vor den andern Bürge war“. 

In zwanzig Punkten ward die Übereinkunft und die „Gerechtigkeit 
umſtändlich, klar und deutlich beſchrieben“. 

Junächſt legte man die Grenzen des wüſten Sowina genau ſchriftlich 
feſt. Ein Ingenieur Jollte ſpäter nachmeſſen und feſtſtellen, ob ſich die 
Siedler keine Gebietserweiterungen auf Koſten der Grundherrſchaft 
erlaubt hätten. Für dieſen Fall wurde ihnen ſtrenge Strafe angedroht. 

Über die Verteilung des Geländes in den beſtimmten Grenzen durften 
ſich die Anſiedler ſelbſt einigen. N 

er tudohnts Wertung 17. Sp. iFhylich, o. Toren, niich, oinen. 
Kapaun, zwei Hühner, zwei Viertel Hafer auf St. Martini. Außerdem 
mußte jeder Holländer einmal im Jahre, und zwar im Winter oder 
nach Oftern, eine Fuhre mit höchſtens zehn Viertel Korn oder Weizen 
Warſchauer Maß bis weiteſtens nach Zduny für den Grundherrn tun. 

Für die erſten ſechs Jahre war die Nutzung der verwachſenen ehe- 


mals bebauten, aber verwilderten und der neu urbar zu machenden 


Hufen zinsfrei, für die unverwachſenen Wieſen und Gründe verlangte 
der Hof für das erſte Jahr den halben Zins. Unfälle oder Kriegs- 
unruhen entbanden die Hauländer nicht vor der Sahlungspflicht. Es 
galt in bezug auf die Abgaben der Grundſatz: Einer für alle, alle 
für einen! a a 

An öffentlichen Abgaben jur Unterſtützung des Hofes zahlten die 
deutſchen Bauern in Eulendorf jährlich 100 Sloren polniſch, eine 
Hälfte im März, eine im September. n 

1000 Sloren Kauf- oder Kontraktgeld waren in ſpäteſtens zwei 
Jahren zu zahlen. 

Die beiden alten Holzgebäude auf dem vom Gutsherrn abgetretenen 
Gelände wurden den Siedlern mit 300 Timpfen oder 380 polniſchen 
Floren angerechnet. Wegen der auf ihrem Gebiet ſtehenden Wohn- 
häufer, Ställe und Scheunen mußten fie ſich mit den bisherigen Be- 
ſitzern einigen. Die beſäten Acker, die unbeſäten Gärten des Hofes 
und der noch anſäſſigen Bauern ftanden den neuen Anſiedlern nach 
Aberntung, die Baulichkeiten aber erſt vom Beginn des neuen Jahres 
ab zur Verfügung. 

Teiche und Fifchhalter verblieben dem Grundherrn, der für Eulen 
dorf eine Mühle bauen wollte, als unmittelbarer Beſitz; doch hatten 
die Holländer das Recht, ihr Vieh in den Ceichen zu tränken, aber 


auch die Pflicht, für allen Schaden an Dämmen und Wieſen aufzu- 
kommen. 

Verboten wurde der Bau einer proteſtantiſchen Kirche und eines 
Oratoriums (Bethauſes), dagegen ſtellte der Grundherr % zinsfreie 
Hufe für die Schule jur Verfügung. 

Am Michaelistage mußten die Koloniſten an die batholiſche Kirche 
en 40 polnische §loren und zwei Viertel Korn neues Maß 
iefern. 

Obne Wiſſen und Willen der Gutsherrſchaft durfte kein Siedler 
ſeine Wirtſchaft veräußern bei Strafe ſofortiger entſchädigungsloſer 
Wegnahme. 

Einen Alteſten oder Schultheißen und zwei Schöffen, von denen 
einer ein Katholik, der andere ein Proteſtant ſein mußte, wählten die 
Bauern mit Stimmenmehrheit. Dem Gutshof blieb die Beſtätigung 
vorbehalten. 

Dia drei Vertrauensperſonen der Gemeinde und der Grundherrſchaft 
hatten „alle Vorfälle im Dorfe zu ſchlichten oder zu richten“. Ve— 
rufung an den Hof war zuläſſig.“ ö 

Der Schultheiß führte ein Perſonenſtandsregiſter, in das auch 
wichtige Ereigniſſe und Verordnungen eingetragen werden ſollten. 

Das „Recht“ oder die „Willkür“ wurde in gemeinſamer Sitzung 
der Gemeinde, der Schöffen und des Schulzen aufgeſtellt und dem 
Grundherrn zur Beſtätigung überreicht. 

Der Schulze erhielt für ſeine Mühe neben einem feſten Gehalt, das 
nach der Größe der Wirtſchaften umgelegt ward, einen Teil der 
Pfand» und Strafgelder. 

Beim Todesfall eines Siedlers und beim Sehlen eines Erben bis 


ins achte Glied hinein kam der Beſitz an die Grundherrſchaft. 


Alkoholiſche Getränke durften nur aus der Schenke des Erbherru 
in Sowinga gekauft werden, ebenſo war der Handel mit Heringen, 
Salz, Rauch-, Schnupftabak, Brot u. a. Dingen ein herrſchaftliches 
Vorrecht. Die Ausbeutung von Metall- und Erzfundftätten auf 
dörflichem Grund und Boden blieb dem Hofe vorbehalten, wie denn 
immer wieder betont ward, daß dieſem in allen Sällen die höchſt 
Jurisdiktion über die Hauländer zujtebe. i 

Den wichtigſten Abſatz für dieſe bildete Punkt 20 des Vertrages: 

„Daß dieſe Hauländer nach dieſer Beſchreibung ungeſtört wohnen 
können und daß ihnen in Zukunft keine größeren Abgaben auferlegt 
werden ſollen wie auch keine größeren Schuldigkeiten, es wäre dann 
durch Bitten, wind ihnen hiermit zugeſichert.“ 

Aus dem Kontrakt geht hervor, daß das Sowiner Gebiet zwei 
Ortſchaften aufwies, Sowina pujty (puſtg = wüſt) und Sowina blotny 
(blotny = ſumpfig), letzteres wurde auch Kirchen-Sowina genannt. 
Dort wohnte der Grundherr. 

Warum Sowina puſty wüſt geworden war und nur noch wenige 
kümmerliche Bauern, wohl aber zahlreiche ehemals bebaute Flecke 
aufwies, wiſſen wir nicht. Der Vertrag, von dem bisher die Rede 
geweſen ift, ſcheint einen ähnlichen Vorgänger gehabt zu haben. Der 
Grundherr drohte in dem letzten Abſatz des Übereinkommens ſtrenge 
Strafe bei kleinſtem Verſtoß gegen die Beſtimmungen des Kontrakts. 
1200 Floren poln. Strafe und Null- und Nichtigkeitserklärung des 
Vertrags ſtellte er den Ungehorſamen in Ausficht. 

Hur Sicherung der Siedler verſprach der Erbherr, die Eintragung 
des Übereinkommens in das Kaliſcher oder ein anderes Grodbuch zu 
veranlaſſen. 

Redlich verteilte die 10% kulmiſchen Hufen (260 Hektar) unter 
13 Siedler, die ſich dann nach Kräften bemühten, den „Ileck wilden 
Buch“, wie es in einer Beſchwerde von 1795 heißt, in Ackerland 
umzuwandeln. In dem Aufſtand von 1772 aber plünderten polniſche 
Streifſcharen den Ort, der ſchließlich wieder faſt wüſt und von den 
meiſten Eigentümern verlaſſen wurde. Die Abgewanderten ſuchten 
anderswo ein Unterkommen. R EEE 

1773 gelang es dem Schlefier David Kiefer, der den Siebenjährigen 
Krieg mitgemacht und danach fünf Jahre bei den „Mahyringſchen 
Hufaren gedient hatte, die Kolonie wiederherzuſtellen“, indem er neun 
neue Wirte anſetzte. In demſelben Jahre richtete man eine lutheriſche 
Schule ein. 1795 zählte die Gemeinde 10 Seuerftellen. . 

Wie notwendig es war, einen feſten und genauen Vertrag mit den 
polniſchen Grundherren abzuſchließen, die die Deutſchen zur Urbar⸗ 
machung wälter Gegenden heranzogen, zeigen die Verhältniſſe, die ſich 
wenige Jahre nach der zweiten Gründung Eulendorfs entwickelten und 
die in einer Eingabe der Hauländer vom Jahre 1795 eingehend 
geſchildert werden: 

„Im Jahre 1777 verkaufte unſer Erbherr ſeine Güter an einen 
von Caczanowſki, und von dieſer Seit an fangen unjere Beſchwerden 
eigentlich an. Denn = 


„%%% %%% 0000000000000 0000000000000 0000 


1. nahm uns der neue Grundherr 1777 ein noch nicht gerodetes 
Stück wilden Buſch von 34 Morgen gänzlich ab, ſo wir noch nicht 
zurückerhalten; 

2. im nämlichen Jahre nahm er uns 4 Morgen Ackerland ab an 
der Grenze nach Lubomierz, baute zwei Jahre ſpäter eine Siegelſcheune 
darauf, wo er noch heute ſeinen Lehm gräbt; 

3. 1779 legte er zwölf Cage Erntearbeit auf jede Hufe Land, Jo 
wir ehedem nicht leiſteten. Während dem von uns angeſtrengten 
Prozeſſe hat man uns vier Tage nachgelaſſen; 

4. 1779 führte die Grundherrſchaft auf allen Kauf- und Verkauf 
10 v. H. Laudemien ein; a 

5. ſuchte er bittweiſe die Gemeinde zu bewegen, 40 polniſche Viertel 
Eicheln auf herrſchaftlichem Grunde für feinen Bedarf zu ſammeln. 
Da dies aus Gefälligkeit geſchah, verlangte er es im nächſten Jahre 
mit Ungeſtüm, und als die Gemeinde ſich weigerte, wurde derſelben 
ſämtliches Vieh aus dem Pfluge geſpannt und gepfändet, welches ſie 
nicht eher zurückerhielt, bis ſie aus eigenen Mitteln die verlangten 
Eicheln herbeiſchaffte. Letzten Herbſt ſind keine von uns verlangt 
worden, weil in der ganzen Gegend keine geraten waren; 

6. auf dem zum Schulhauſe von uns unterhaltenen Ackerlande be- 
findet ſich der Begräbnisplatz. Im Jahre 1780 führte die Grundherr— 
ſchaft eine ſeltſame Abgabe ein. Für jede erwachſene Leiche mußten 
wir einen ganzen und für jedes Kind einen halben Reichstaler für die 
Crlaubniſſes eines Begräbniſſes an fie entrichten. Seit drei Jahren 
hat man dieſes mit Ernſt in dieſer Hinſicht beigetrieben; 

7. 1782 hat der Grundherr einige am Teiche Muczunſki belegenen 
Wieſen, 13 Fuder Heu und 4 Fuder Grummet betragend, die einzige 
gute, Jo wir hatten, gewaltſam abgenommen. Um ſeine Gerechtigkeit 
zu beweiſen, hat er uns einen neuen unrichtigen Plan unſerer Grund— 
ſtücke anfertigen laſſen, wo wir 80 Gulden poln. haben bezahlen mülſen; 

8. 1783 hat der Grundherr auf jede Hufe Land eine Fuhre von 
11 bis 14 Meilen nach Frauſtadt, Bojanowo oder Liſſa der Gemeinde 
auferlegt, und als er bemerkt, daß dergleichen wohl möglich zu preſtieren, 
hat er uns 5 Dukaten für jede jährlich angerechnet; 

9 1784 hat er uns die Gartenwieſe, hinter dem Mühlenteiche 
gelegen, 5 Fuder Heu und 2 Suder Grummet betragend, gewaltſam 
abgenommen; g 

0. ſeit 1784 muß die Gemeinde jährlich 35 Nͤthlr. in Grundzinſen 
mehr bezahlen, als im Kaufkontrakt und darüber ausgefertigten 
Privilegio 1767 feſtgeſetzt war; 

11. 1785 wurde ein fortdauernder Sins eingeführt, nämlich ad a 
12 Viertel Haber groß. Maß, ad b 12 Stück Gänſe oder pro Stück 
12 ggr., ad e 6 Schock Eier oder pro Schock 8 ggr.; 

12. von 1786 ab muß die Gemeinde an jährlichem Dezem für den 
katholiſchen Pfarrer ſtatt der jeitherigen üblichen 40 polniſchen Gulden 
nunmehr 50 entrichten.“ 
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Die Siedler ſcheinen alſo unter dem Grundherrn von Tarzanomwfki 
und ſeinem Nachfolger ein wahres Martyrium erduldet zu haben. Es 
vergeht kaum ein Jahr, in dem von Taczanowſki nicht den Verſuch 
macht, die Rechte der Gemeinde aufs gröblichſte zu beſchneiden, den 


Bauern neue Laſten aufzubürden, und ſeine Anſchläge auch meiſt rück- 


ſichtslos durchführt. 

Ahnlich wie das Eulendorfer Privileg waren auch die der andern 
alten Gemeinden geſtaltet, und auch die „Willküren“ oder Gerichts— 
verordnungen der einzelnen Siedlungen glichen ſich im großen und 
ganzen. 

In Bieganin nahm man 1748 in das Dorfrecht die Beſtimmung 
auf, „daß der Schulze ohne Juziehung der Beiſitzer keinen Rechtshandel 
erledigen dürfe“. 

Die zur Beſiedlung der Güter, die der Kammerfrau Ludowika 
Sokolinska zu Malinie gehörten, herangezogenen Deutſchen ſtammten 
aus der Gegend von Cilfa, Karge, Sontop, als ihr Annehmer oder 
Lokator wird ein gewiſſer Moritz genannt. 

Das „Protocoll von Verkaufung der Häufer und Gründe auf der 
Malina 1781 bis 1805“ kam ins Pleſchener Stadtarchiv, da das Gut 
und Dorf Malinie früher Vorſtadtcharakter hatte. Es iſt in deutſcher 
Sprache abgefaßt. 


Ich habe 1908/09, 1912/13 und zuletzt 1910 die eingangs genannten 


deutſchen Siedlungen aus der Seit Friedrichs des Großen beſucht. 

Im Gegenſatz zu den meiſten Poſener Holländereien, bei denen die 
Streuſiedlung vorherrscht, zeigen die Pleſchener Hauländer über- 
wiegend Reihenſiedlung. 

Bei Grünewieſe, öſtlich der Pleſchen —Oſtrowoer Chauſſee, ſind die 
Gehöfte faſt ausſchließlich im Süden der 2,4 km langen Dorfſtraße, 
in dem öſtlichen Teil von Gutehoffnung (2,4 km) nördlich, im meit- 
lichen Teil (1,8 km) zumeiſt nördlich des Gemeindeweges angelegt. 
Gutehoffnung beſaß früher einen Weinberg; ein Grundſtück hat in 
ſeinem Namen die Erinnerung daran erhalten. Ludwina (2,6 km 
lang) zeigt den einreihigen Jug, Eulendorf beſitzt Straßendorftyp. 

Es liegt etwa 6,5 km füdlich von Pleſchen. Bieganin-Hauland 
iſt wieder eine Neihenſiedlung, in der Anlage dem alten deutſchen 
Hufendorf ähnlich, Neudorf ein Straßendorf, Nothendorf zeigt eine 
Miſchung beider Siedlungsformen. 

In einzelnen Dörfern ſieht man noch heute die urſprünglichen Block- 
und Bohlenhäuſer. 

Etwa 90 Jahre lang haben ſich dieſe alten Kolonien, die zuſammen 
eine Fläche von 217,3 Hektar begreifen, faſt rein deutſch erhalten, 
wie nachſtehende Überſicht zeigt, dann trat ein ziemlich ſchnelles Vor- 
dringen des Polentums ein. 

Es wurden gezählt 


Jahre in Grünewieſe 


in Ludwina 


in Gutehoffnung 


in Bittersdorf 


in Rothendorf in Neudorf 


in Eulendorf in Bieganin⸗Hld 


i b ev. 5 
1865 | = Familien 1 kath. Fam. 2 en Jam. 
1871 174 Evang. 282 Evang. 195 Evang. 30 Evang. 193 Evang. 114 Evang. 243 Evang. 158 Evang. 
19 Kath. 79 Kath. 47 Kath. 3 Kath. 6 Kath. 25 Kath. 12 Kath. 70 Kath. 
1885 156 Evang. 263 Eoang. 149 Evang. 18 Evang. 190 Evang. 87 Evang. 266 Evang. 102 Evang. 
25 Kath. 91 Kath. 50 Kath. 10 Kath. 45 Kath. 58 Kath. 11 Kath. 110 Kath. 
1895 | 138 Evang. 227 Evang. 174 Evang. 190 Evang. 91 Evang. 259 Evang. 75 Evang. 
44 Kath. 72 Kath. 78 Kath. 112 Kath. 34 Kath. 7 Kath. 152 Kath. 
1900 243 Evang. 157 Evang. 160 Evang. 87 Evang. 236 Evang. 62 Evang. 
102 Kath. 108 Kath. 192 Kath. 29 Kath. 14 Kath. 172 Kath. 
1905 140 Deutſche 215 Deutſche 120 Deutſche 152 Deutſche 83 Deutſche 221 Deutſche 74 Deutſche 
= 70 Polen 188 Polen 133 Polen 199 Polen 29 Polen 13 Polen 190 Polen 
1910 111 Deutſche 184 Deutſche 112 Deutſche 133 Deutſche 82 Deutſche 185 Deutſche 64 Deutſche 
64 Polen 177 Polen 138 Polen 213 Polen 30 Polen 44 Polen 206 Polen 
1910 : 
Häuſer 28 49 48 16 39 


Land⸗ 
beſitz 


Die Schrift ſchließt mit den Worten: 

„Vorſtehende Beſchwerden, ſo auf der ſtrengſten Wahrheit beruhen, 
zeigen deutlich an, daß die ehemalige Grundherrſchaft, der vor einigen 
Jahren verſtorbene von Taczanowſki, die Abſicht gehabt hat, uns 
nach und nach in gänzliche Dienſtbauern umzuwandeln oder das Leben 
‘Jo überdrüſſig zu machen, daß wir gezwungen wären, das Land zu ver— 
lafjen. Dächte fein Nachfolger, der jetzige Grundherr, billiger, jo 
würde er bei Erblickung unſerer Grundkaufdokumente und feiner zu 
ſeinem Unterhalt hinlänglichen Ländereien ſich gegen unſere Gerechtſame 
in keine für uns ſowie für ihn ſo nachteilige und verderbliche Prozeſſe 
eingelaſſen haben.“ 

Endlich beſchweren ſich die Hauländer über das Schneckentempo 
des Prozeſſes, in dem ſchon ſieben Lokal- und fünf anderweite In— 
ſtruktionstermine ſtattgefunden hätten, ohne daß ein endgültiges Urteil 
abgegeben worden ſei. 

Unterſchrieben iſt die Eingabe von Johann George Schulz, dem 
Gerichtsſchulzen, Johann Flegel, dem Nebenſchulzen, Johannes Blaſchke 
und Martin Redlich, den Schöppen, und David Kiefer, dem De- 
putierten der Gemeinde. 


363,3 ha 501,8 ha 387,8 ha 


259,4 ha 155 ha 360 ha 


Die Seſamtzahl der Einwohner belief ſich in den acht Hauländer- 
gemeinden 1871 auf 9649, darunter 1388 (84 v. H.) Deutſche und 
261 (16 v. H.) Polen, 1855 auf 1631, nämlich 1231 (75 v. H.) Deutſche 
und 400 (25 v. H.) Polen; 1895 ſtanden bei einer Geſamtbevölkerung 
von 1650 1154 Deutſche (70 v. H.) 499 Polen G0 v. H.) gegenüber; 
1905 waren von 1827 Einwohnern nur noch 1005 (55 v. H.) deutſcher 
aber 822 (45 v. H.) polnischer Mutterſprache, und 1910 endlich gab es 
in den genannten Gemeinden 878 Deutſche und 872 Polen (50 : 50). 

Dor Hundertſatz der Deutſchen hatte ſich alſo in 39 Jahren von 
84 v. H. auf 50 v. H. verringert, der der Polen war von 16 v. H. auf 
50 v. H. geſtiegen. 

Am beſten gehalten hatten ſich die Deutſchen in Nothendorf, deſſen 
deutſche Einwohnerſchaft nur von 95 auf 80 v. H. zurückgegangen war. 
Eine deutſche Mehrheit beſaßen 1910 noch Bieganin-Hauland (73 v. H.), 
Grünewieſe (64 v. H.), Gutehoffnung (51 v. H.), überwiegend polniſch 
15 55 5 Ludwing (55 v. H.), Eulendorf (61 v. H.) und Neudorf 
70 v. H.). 

Der Rückgang des Deutſchtums in den alten Kolopiftendörfern iſt 
nicht allein auf den Wegzug deutſcher und den Zuzug polnischer Arbe.ter- 
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familien zurückzuführen, ſondern auch auf die Tatſache, daß in den 
letzten Jahrzehnten in ſteigendem Maße alteingeſeſſene deutſche Land— 
wirtsfamilien aus mancherlei Gründen ihren Beſitz veräußerten und 
in die Städte oder nach dem Weſten zogen und Polen den Grund und 
Boden erwarben und darauf, daß bei deutſch-polniſchen Miſchehen 
meiſt der polniſche Teil für die Kindererziehung maßgebend wurde. 
Übrigens iſt die oben gekennzeichnete Erſcheinung nicht nur für die 
Pleſchener deutſchen Bauerndörfer tupiſch, ſondern ähnlich lagen in 
den letzten Jahrzehnten vor 1918 in Polen die Verhältniſſe auch in 
vielen andern deutſchen Anſiedlungen älterer Seit, z. B. in den Kreiſen 
Birnbaum, Samter, Grätz, Obornik, Nawitſch, Krotoſchin, Koſchmin u. a. 
Unter polnischer Herrſchaft hat ſich die Schnelligkeit dieſes Vorgangs 
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(Surückweichen des Deutſchtums, Vordringen des Polentums) nicht 
unerheblich vergrößert, wenn auch das deutſche Landvolk im Pojenfchen 
im ganzen beſſer ausgehalten hat als die Städter. 


Die dem vorſtehenden Auffatz zugrunde gelegten Urkunden und 
ſonſtigen Quellen find zum Teil im Poſener Staatsarchiv, zum Teil in 
Pleſchen oder in den einzelnen Gemeinden von mir eingeſehen worden. 
Einige haben auch in der „Seſtſchrift zur Seier des hundertjährigen 
Beſtehens des evangeliſchen Kirchenſuſtems Pleſchen am 18. November 
18904“ von M. Raddatz Aufnahme gefunden. Vgl. ferner: Erich 
Schmidt, Geſchichte des Deutſchtums im Lande Poſen, und Warſchauer, 
Städtische Archive. 


Mitteilungen und Buchbeſprechungen. 


Das Magdeburger Stadtrecht in der Offmark. 

Als deutſche Anſiedler im polnischen Oſten die erſten Städte grün- 
deten, da verpflanzten ſie hierher nicht nur ihre Sitten und Gebräuche, 
Jondern führten auch die ihnen gewohnten Nechtsſatzungen ein. So 
entſtanden die Stadtrechte, die bis in das 12. Jahrhundert zurück 
reichen und ihren Urſprung in den Gewohnheiten, Privilegien und 
Rechten der mittelalterlichen Städte haben. Auch die Schöffen]prüche 
und Ratsſatungen kamen in ihnen zur Geltung. 

Das alteſte dieſer Stadtrechte iſt das aus dem 11. Jahrhundert 
ſtommende Straßburger, und unter den ſchwäbiſchen iſt das aus Frei— 
burg i. B. das wichtigſte. Unter den rheinfränkiſchen ſind zu nennen 
die Stadtrechte von Kleve, Aachen und Köln und unter den ſächſiſchen 
die von Dortmund, Soeſt, Lübeck und Magdeburg. Die beiden lett- 
genannten halfen mit, den Oſten zu koloniſieren. Während das Lü— 
becker oder lübiſche Recht an der Oftjee entlang bis weit über die 
Düna vorſtieß, eroberte das Magdeburger als das verbreitetere das 
Ostland bis zum Dnjepr. Es iſt in der Hauptſache eine Bearbeitung 
des Sachſenſpiegels. 

Mit dem Magdeburger Recht wurden allmählich begründet die 
meiſten Städte Oſtfalens, der Marken Brandenburg und Meißen, der 
Lauſitz, Schleſiens, der preußiſchen Ordenslande, Polens und Litauens. 
Außerdem galt es noch in Stettin, in einzelnen mähriſchen Städten und 
bildete die Grundlage des im 15. Jahrhundert in deutſcher Sprache 
verfaßten Ofener Stadtbuches. Allerdings waren das Magdeburger 
Samiliengüterrecht und das mit ihm zuſammenhängende Erbrecht in 
vielen Städten mit Magdeburger Recht ausgeſchloſſen, weil die nieder- 
ländiſch-flämiſche Hütergemeinſchaft« den wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
der Anſiedler beſſer entſprach als das eigenartige „Geraderecht“ des 
Magdeburger Weichbildes. 

Die Städte mit Magdeburger Recht erkannten Magdeburg als 
ihren Oberhof an; ſie gingen nach dieſer Stadt, wie man damals ſagte, 
„zu Haupte“. Allerdings wurden einige Cochterſtädte in einem be— 
grenzten Gebiet ſelbſt zu Oberhöfen, ſolche waren Breslau, Krakau, 
Thorn, Kulm, Halle, Leipzig, Dresden, Naumburg, Spandau, Stendal, 
Brandenburg, Neumark, Ratibor, Liegnitz, Schweidnitz, Olmütz und 
Lemberg. Dieſe Tochteroberhöfe veranſtalteten häufig Sammlungen 
von Magdeburger Oberhofentſcheidungen, wie das Magdeburg-Bres— 
lauer juſtematiſche Schöffenrecht. 

Die Seit der ſächſiſchen Kaiſer hatte beſonders das Aufblühen 
Magdeburgs begründet, und je mehr Städte im flawiſchen Oſten ent— 
ſtanden, und je mehr Wert ſie auf deutſches Gepräge legten, deſto mehr 
erſchien ihnen Magdeburg als Vorbild des Rechts und der Nechts- 
pflege. Groß war die Sahl der Orte bis nach Ungarn und Litauen 

hinein, die mit Bewunderung ju Magdeburg aufblickten. Unter einem 

Stadtrecht ſchlechtweg verſtand man ohne weiteres das Magdeburger. 
Gern unterſtützten die fremden Sürjten dieſe Beſtrebungen, denn der 
Reichtum der Städte kam auch ihnen ſelbſt zugute. 

Weit hinein in die Gebiete Polens und Litauens drang das Magde— 
burger Recht. So wie es das Aufblühen von Lemberg und Krakau 
begründet hatte, jo kam es 1339 nach Pultuſk, 1351 nach Bodzanow 
und 1355 nach Lowicz. Im 14. Jahrhundert ſetzte es ſich feſt zwiſchen 
Weichſel, Drewenz und Narew und drang im 15. Jahrhundert den 
Narcw und Bug aufwärts nach Minſk und anderen Orten. Eine 
Reihe von Tochterſtädten legte ſich um Lemberg, und bald war das 
Gebiet von Hallitſch bis zum Bug und Sereth mit Magdeburger Recht 
durchſetzt. ; j 

Die gleichen Fortſchritte waren in Litauen zu verzeichnen. Wilna 
ging 1387 voran, Breſt-Litowſk, Grodno und vielleicht auch Kowno 
folgten, und im 15. Jahrhundert hatten auch eine ganze Reihe kleinerer 
Städte das Magdeburger Recht angenommen. Kiew erhielt es im 
16. Jahrhundert, und die letzten Spuren davon wurden hier erſt 
1835 beſeitigt. . 

Man kann wohl zuſammenfaſſend urteilen, daß das Magdeburger 
Recht einer der größten Kulturfaktoren geweſen iſt, der an der 
kulturellen Gewinnung des Landes öftlich der Elbe beteiligt geweſen ift. 

A. Strukat. 
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Der Siegeswagen des Polenkönigs Johann Sobiefky. 

Das Dorf Raddatz in Hinterpommern birgt einen einzigartigen 
biſtoriſchen Hegenſtand. Dem Beſucher der kleinen verträumten Dorf- 
kirche fällt ſofort die eigenartige Kanzel ins Auge. Der über der 
Kanzel an der Kirchendecke befeſtigte Baldachin trägt die Inſchrift: 
„Carrus triumphalis Johannis Sobiesky regis polonorum.“ Außer- 
dem ziert ihn der weiße zweiköpfige Adler der Stadt Wien. 


Wir haben hier in der Kanzel des Kirchleins den reichvergoldeten 
Siegeswagen des Polenkönigs Johann Sobiejky vor uns, ein Geſchenk 
der dankbaren Stadt Wien für den am 11. September 1683 errungenen 
Sieg über die Cürken unter Kara Muſtafa. Dieſer herrliche Sieg 
ſetzte dem weiteren Vordringen der Türken ein Siel; fie waren bis 
zur Vernichtung geſchlagen. Die Stadt Wien aber blieb vor dem 
ſchrecklichen Schickſal aller jener Städte bewahrt, die dem Anſturm der 
Osmanen erlagen. — 


Friedrichs II. Grenadiere erbeuteten im erſten Schleſiſchen Kriege 
dieſen Siegeswagen in einem Dorfe in Schleſien, und der König be- 
b dieſe eigenartige und koſtbare Beute für das Seughaus in 

erlin. 


Der damalige Lehnsherr von Raddatz, der General Hennig von 
Kleiſt, der ſich unter den Fahnen des großen Königs ausgezeichnet 
hatte, erbat von dieſem den Siegeswagen des Polenkönigs, um ihn als 
Kanzel in ſeiner neuerbauten Kirche zu Raddatz aufzuſtellen, und der 
König gewährte dem verdienſtvollen General dieſe Bitte. 

Die vergoldeten Räder dieſes Wagens, die ebenfalls in der Kirche 
aufbewahrt worden ſind, ſind jedoch ſpurlos verſchwunden. Wahr— 
ſcheinlich wurden fie im Jahre 1806 von den beutegierigen Franzoſen 
mitgeführt. Sranz3 Sto. 
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Die verbrannten Fahnen des V. Armeekorps. 


Wie die Fahnen vernichtet wurden, die in Poſen aufbewahrt 
wurden, darüber berichtet der ehemalige Ordonnanzoffizier des 
Generalkommandos Poſen, Dr. Jacobi Scherbening: 

Im Fahnenzimmer des Generalkommandos in Poſen waren die 
Fahnen aufbewahrt. Dem Soldatenrat in Polen gehörte ein ehe— 
mals preußiſcher Reserveoffizier des Fußartillerie- Regiments 5 an, 
ein Pole, der ſeinen ganzen Einfluß aufbot, um nur der polniſchen 
Sache zu dienen. Er erſchien zu allen Beſprechungen, die der Chef 
des Stabes, Exzellenz v. Schimmelpfennig, in Gegenwart des Komman— 
dierenden Generals, Exzellenz; v. Bock und Polach, mit den 
Referenten des Stabes und dem Soldatenrat täglich abhielt, nur im 
Mannſchaftsrock, ohne Achſelſtücke. Ob er es auf die Sahnen ab— 
geſehen hatte, mag dahingeſtellt jein, jedenfalls wollte er durch Alarm- 
nachrichten ſeinen Machtbereich noch erweitern, das ſchutzloſe 
Generalkommando einſchüchtern und alles zum Umſturz für die pol— 
niſche Sache vorbereiten. So folgte bereits am 13. November 1918 
im Generalkommando ein Telephonruf auf den anderen. Immer 
wieder meldete ſich ein anderer Ort, immer näher lag die Stelle, von 
der die Hiobsnachrichten kamen; 500 bis I0C0O Mann — immer ſtärkere 
„Bolſchewiſten“ haufen rückten in Eilmärſchen auf Poſen heran. 
Immer weiter zogen ſich die Grenzſchutztruppen zurück. Im General- 
kommando machte ſich eine zunehmende Beſtürzung und Natloſigkeit 
bemerkbar. Der tägliche „Kriegsrat“ tagte ununterbrochen; niemand 
dachte an Mittagspause. Hilferufe nach Berlin verklangen un— 
gehört, dort hatte man Wichtigeres zu tun. 

Was machen wir mit unjeren Fahnen? 
Kopfzerbrechen. Während neue Alarmnachrichten einliefen, erwog 
man zwei Möglichkeiten: Entweder die Fahnen unter Schutz der 
RNoten-Kreuz-Flagge über Land in Nichtung Berlin gefahren — oder 
an Ort und Stelle verbrannt. Noch eine neue Alarmnachricht, und 
ſo gab denn ſchweren Herzens der Kommandierende den Befehl, die 
Fahnen zu vernichten. Die Ordonnanzoffiziere wurden zu dieſem 
traurigen letzten Sahnendienſt befohlen. Keiner ſchämte ſich der 
Tränen, als die Sahnentücher, die Zeugen ſtolzer deutſcher Waffen— 
taten im Weltkrieg, gewaltſam von den Stangen getrennt wurden, 
als die Stangen unter der kreiſchenden Säge zerbrachen, als ſchließlich 
die Flammen der Zentralheizung ſich auf die Embleme, den Adler, die 
Krone und den Namenszug des Königs ſtürzten und alles verſchlangen, 
was einſt Heiligtum der alten Armee war. Noch harrten einige 
Fahnenſtangen und -Jpiten und ein Standartentuch des Seuer— 
todes — da traf der Gegenbefehl ein: Die Vernichtung der Sahnen 
iſt zu unterlaſſen. Man hatte inzwiſchen doch einige Offiziere, die 
im Auto entſandt waren, an Ort und Stelle nachprüfen laſſen. Und 
das Ergebnis: Überall tiefſter Frieden, abſolut keine Spur von 
Bolſchewikibanden. Des Rätſels Löſung ſtellte ſich bald ein: der 
polniſche Rejerveoffizier hatte ein Meiſterſtück vollbracht; ſämtliche 
Alarmnachrichten waren von ihm erfunden, von ſeinen geſchickt ver— 
teilten Helfershelfern planmäßig an das Generalkommando durch— 
gegeben worden. Man hatte das Generalkommando getäuſcht. 


Dieſe Frage machte viel 
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Sechs Wochen gingen noch ins Land, ehe Paderemjki als National- 
held am zweiten Weihnachtsfeiertage in Poſen einzog. Tags darauf 
kehrten die Poſener Kleiſtgrenadiere aus dem Felde heim. Ihnen, der 
erjten zurückkehrenden deutſchen Truppe zu Chren, veranſtalteten die 
Deutſchen am gleichen Tage einen feſtlichen Umzug, friedlich ohne 
Waffen, nur deutſche Lieder ſingend. Auf dem Wilhelmsplatz kommt 
es zu einem Swiſchenfall. Aus den Senjtern des Hotels, in dem die 
Ententekommijjion wohnt, hängen die Fahnen unferer Feinde. Einige 
junge Frontſoldaten packt der Sorn, ſie ſtürzen ſich auf die Fahnen 
und reißen ſie herunter. Plötzlich fällt ein Schuß, und wie auf 
Kommando knattert es von allen Seiten auf die wehrloſen Deutſchen. 
Unter dem Vorwand, die öffentliche Nuhe und Sicherheit ſchützen zu 
müſſen, übernahm der Oberſte polniſche Volksrat nunmehr offiziell 
die geſamte Vollzugsgewalt. Damit war Poſens Schickſal beſiegelt. 

Die Fahnenverbrennung iſt trotzdem ein trauriges Kapitel des Zu- 
ſammenbruchs unſeres Vaterlandes. Das Ende der Fahnen war 
ſchmerzvoll, aber nicht ohne Chre. 
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Ol Preußen und Freie Stadt Danzig. Herausgegeben von 
Dr. Walther Stuhlfath, Profeſſor an der Pädagogiſchen Akademie 
Stettin. Erſter Band der Reihe „Heimatbücher der preußiſchen 
Provinzen“. Herausgegeben von Schulrat Ebersbach, Pr. Friedland, 
und Profeſſor Dr. Stuhlfath, Stettin. Verlag Julius Beltz, Langen- 
Jalza. Preis in Ganzleinen geb. 8 AM. 

Dieſes Buch iſt eine heimatliche Cat! Die beiden Herausgeber, 
hervorragende Schulmänner der Oſtmark, find ſeit langem auf dem 
Gebiet der Heimatkunde tätig. Die meiſten bisherigen Leitfäden für 
Heimatkunde ſind Stoffſammlungen; in dieſem Werk aber ſtellen die 
allgemeinen Aufſätze nur den Rahmen des Buches dar und wollen den 
Benutzer — im wefentlichen iſt an die Lehrer in Stadt und Land ge- 
dacht — zur Mitarbeit für den eignen Ort aufrufen. In den Auf- 
jagen find die Richtlinien und Arbeitsanweiſungen für jedes einzelne 
Forſchungsgebiet feſtgeſtellt, ſo daß der Benutzer, der naturgemäß 
über eine beſtimmte fachwiffenfchaftliche Ausbildung verfügen muß und 
dieſe ja heute auch auf den Pädagogiſchen Akademien erhält, an ihrer 
Hand ein getreues und wiſſenſchaftlich verwertbares Bild über Jeine 
Heimat entwerfen kann. Hierzu ſind ihm, im Anſchluß an jeden 
einzelnen Aufſatz, auf ſchreibfähigem Papier eine Reihe von Seiten 
mit entſprechenden Vordrucken, Tabellen uſw. frei gelaſſen worden. 

Die Herausgeber planen, für möglichſt alle Provinzen und Länder 
ſolche Heimatbücher herauszubringen. Wir freuen uns, daß der erſte 
Band unſerer Oſtmark gewidmet iſt. Auf eine Einführung von 
Schulrat Ebersbach folgen Aufſätze über Landſchaftskunde (Prof. 
Stuhlfath, der bis vor kurzem an der Pädagogiſchen Akademie in 
Elbing wirkte), über das Klima in Oſtpreußen, die dortige Tier- und 
Pflanzenwelt; weiter ein ſehr aufſchlußreicher Grundriß der oſt— 
preußiſchen Naffenkunde, vorgeſchichtliche und geſchichtliche Aufſätze, 
Beiträge zur politiſchen Lage Oſtpreußens nach Verſailles (von Ober- 
präſident Dr. Siehr), zur Siedlungs- und Wirtſchaftsforſchung, über 
vandwirtſchaft, §lurnamen, Volkskunde, Sprache, Volkstums- 
geographie, evangeliſches und Kkatholiſches Leben in Oſtpreußen 
u. a. m., ſowie ein beſonderer Beitrag über die Freie Stadt Danzig. 

Die einzelnen Aufſätze geben in Kürze ein lebendiges Bild der 
wichtigſten Lebensbeziehungen des oſtpreußiſchen Volkstums und der 
Natur dieſer gefährdeten Provinz. Die Linie von der Vergangenheit 
zur Gegenwart und ihrer nationalpolitiſchen Arbeit iſt gefunden. So 
wird das Buch nicht nur zu heimatkundlichen Forſchungen anregen, 
Jondern auch dazu beſtimmt fein, an der Seftigung und dem Aufbau 


Ojtpreußens mitzuwirken. . 


Unter dem Titel: „Oftpreufifche Köpfe“ ſind im Verlage der 
„Königsberger Allgemeinen Zeitung“ eine Anzahl biographiſcher Dar- 
ftellungen erſchienen, die wir außerordentlich begrüßen. Es handelt ſich 
um Perfönlichkeiten, die nicht nur oſtpreußiſche Berühmtheiten ſind, 
ſondern ſich zum großen Teil um das deutſche Geiſtesleben oder um 
das Staatsleben Preußens und Deutſchlands befondere Verdienſte er- 
worben haben. Von jeder dieſer Perſönlichkeiten iſt ein ganzſeitiges 
Bild beigegeben, was den Wert des Buches erhöht, zumal dieſe Bilder 
Seltenheiten find. Es Jind behandelt: Herzog Albrecht, der letzte 
Hochmeiſter des Deutſchen Ordens und erſte Herzog von Preußen, 
Kopernikus, Simon Dach, die Familie Ballenrodt, Gottſched, Kant, 
Chriſtian Jakob Kraus, Hamann, Herder, E. T. A. Hoffmann, Viſchof 
Borkomfki, Oberpräfident von Schön, Hermann v. DBoyen, Graf 
Alexander Dohna Schlobitten, Reichsgraf Karl Lehndorff, Steinort, 
der Schulmann Dinter, der Gelehrte Serdinand Gregorovius, Eduard 
v. Simſon, Ferdinand Schichau, General von der Goltz-Paſcha und 
Lovis Corinth. 

In der Einleitung iſt darauf hingewieſen, wie ſich in dieſen Lebens- 
bildern vielfach der Typus des oſtdeutſchen Menſchen ausprägt, und 
in ſeinem Beitrag über Herder weiſt Profeſſor Kühne mann 
Breslau, der erſte Rektor der Poſener Akademie, darauf hin, was 
der Oſten nicht nur an Staatsmännern, ſondern auch an Geiſteshelden 
dem preußiſch-deutſchen Volke geſchenkt hat. 

Dieſe Lebensbilder oſtpreußiſcher Männer werfen intereſſante 
Schlaglichter auf die Geſchichte nicht nur unſeres Oſtens, Jondern des 
Vaterlandes überhaupt. Wenn wir hier ſehen, wie Männer des Oſtens 
am Werke waren, um in ſchwerſten Seiten den Staat zu retten und 
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neu zu organiſieren, wie Männer wie Herder und Kant das ganze 
deutſche Geiſtesleben beeinflußt haben, wie ein Mann wie Schichau 
aus kleinſten Anfängen eine Weltfirma ſchuf, Jo muß das uns Ojft- 
märker mit Stoß erfüllen. 


Geſchichte der Stadt Schwetzkau. 


Die „Deutſchen Blätter in Polen“ haben als Sonderdruck eine 
heimatkundliche Arbeit „Schwetzkau“ herausgebracht, verfaßt von 


Karl Beiffert, jetzt Hagen i. Westf. Die etwa 80 Seiten 
ſlarke Schrift verfolgt das geſchichtliche und kulturgeſchichtliche 
Werden einer kleinen deutſchen Stadt der Oſtmark, von ihrer 


Gründung an bis zum letzten übergang an den neupolniſchen Staat. 

Wir können die kleine Schrift, die vom Verfaſſer (Poſtſcheckkonto 

Dortmund 13487) zum Preiſe von 1,25 M zu beziehen iſt, nur warm 

empfehlen, geht doch auch aus ihr der rein deutſche Charakter dieſer 

vor jetzt 650 Jahren gegründeten Stadt und ihrer Umgebung hervor. 
de 


Revolution äber Deutschland. Von E. O. Volkmann, Archio- 
rat im Reichsarhiv. Verlag Stalling, Oldenburg. 1930. 

„Sch bin mir der Verantwortung bewußt, die der auf ſich nimmt, 
der heute ein Buch über die deutſche Revolution ſchreibt.“ So be⸗ 
ginnt der Verfaſſer ſein Vorwort und gibt zu, daß das „endgültige 
Seſicht“ diefer Zeit ſich erſt ſpäter formen kann. Wird es ſich über- 
haupt „enbgültig“ formen können? — Doch davon abgeſehen: Der 
Reichsarchivrat Volkmann hat auf Grund der bisher vorliegenden 
Werke aus allen Lagern, aus eigenem Erleben heraus und aus Jeiner 
Kenntnis archivaliſcher Quellen ein Werk geſchaffen, das nur begrüßt 
werben kann. Sein perſönliches Urteil ſtellt er zurück; er will mög- 
lichſt objektiv den Verlauf der weltgeſchichtlichen Ereigniſſe geben. 
Auch politiſche oder moraliſche „Schuld“ ſpielt bei ihm keine Volle; 
dafür tritt das Schickſalhafte des Gefchehens hervor. Trotzdem ſpürt 
man natürlich doch, wo der Verfaſſer ſteht. Er iſt weder bei den 
Extremen rechts noch bei denen links; er Jucht die „mittlere Linie“ zu 
halten, die etwa durch Namen wie Hindenburg, Noske, Seeckt und 
Groener gekenmzeichret iſt. Ham beſorders bewegt ihn die Frage nach 
der Stellung des Offizierkorps im Gang der Creigniſſe, und es iſt für 
ihn von ausſchlaggebender Bedeutung, ob das Offizierkorps ſich zum 
neu werßenden Staate negativ oder poſttiv einteakt. — Uns inter- 
eſſeren vor allem die Abſchnitte über die polniſche Revolution 
und ihre Folgen, über die Volksräte, den Grenzſchutz, die Oſtſtaat⸗ 
bewegung und die Folgen der Unterzeichnurg des Verſailler Diktats 
für die Oſtmarken. Zuweilen ſcheint es, als ob dem kentttrisreichen 
Verfaſler hier doch nicht genügend Material zur Verfügung geſtanden 
hat; die Rolle Gerlochs und anderer Abgeſandter der damaligen Ne⸗ 
gierung, die Haltung der Poſener Behörden, der Vürgerſchaft und 
viele Einzelheiten treten nicht Jo in das Licht, wie es u wünſchen 
wäre; ebenſo iſt die Oſtſtaatfrage nicht genügend geklärt. Doch bieten 
auch dieſe Abſchnitte des ruhigen Buches, das von der Matrofen- 
revolte über die Berliner, Münchener und Oftereigniffe, über Scapa 
Slow und die Baltikumexpedition bis zum Kapp-Putſch führt, manchen 
Aufſchluß, namentlich in den großen Suſammenhängen. 


Schenkungsliſte. 


Flugſchriften, Zeitungen, Seitſchriften, Ausweiſe, Anfichtskarten 
überließen dem Oſt- Archiv und Heimatmuſeum des Deutſchen Oſtbundes: 


Herr Juftizinſpektor Kohmann, Halle a. d. S., Herr Fritz 
Schettler, Vohwinkel, Herr Geheimrat Schmid, Berlin-Char— 
lottenburg; 


Herr Hermann Hilker, Berlin S, ſchenkte uns das Adreß- 
buch Brombergs vom Jahre 1917; 

Herr Lehrer Alfred Suſt, Osnabrück, ſtiftete das Buch von 
Dr. Chriſtian Meyer „Die Deutſchen der Provinz Poſen gegenüber 
dem polniſchen Aufſtand im Jahre 1848“; 

Herr Sally Loſzunſki, Berlin SO 36, überließ uns mehrere 
illuſtrierte Kriegszeitungen der „Poſener Neueſten Nachrichten“ ſowie 
Kriegspojikarten; 

Herr Oberſtudiendirektor Adamek, Berlin W509, überreichte 
ein Stück ſeines Buches „Deutjche Volkslieder und Sprüche aus dem 
Netzegau“; N 

Herr Lehrer Hans Haſelau, Weißenfels a. d. S., ein Ver— 
zeichnis der Schulorte der Provinz Weſtpreußen von 1907 und eine 
Statiſtik des Kreiſes Graudenz; 

Herr Lehrer Kurt Kum ke, Dölzig (Kreis Soldin), ſtiftete einige 
Jahrgänge der „Deutſchen Schulzeitung in Polen“, ein Protobollbuch 
des früheren Dirſchauer Lehrervereins und Poſtkarten; 

Herr Lehrer Tramborg, Stolp i. Pommern, 
mehrere Aufnahmen vom öſtlichen Kriegsſchauplatz, 

Herr Albert Jolo wic, Inhaber des Antiquariats Joſeph 
Jolowicf in Berlin (früher Polen), ſchenkte uns in einer größeren 
Spende u.a. eine Sammlung verſchiedener Geſetze und Amtsblatts⸗ 
verordnungen in deutscher und polnischer Sprache aus der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts; 

Frl. Eliſe Sunk, Frankfurt a. M. (früher Ballettmeiſterin in 
Poſen), ſtiftete alte Poſener Zeitungen, Programme und Aufnahmen 
aus ihrer Pofener Tätigkeit; 

Herr Herrmann, Berlin-Steglitz, einen Jahrgang der „Rund- 
ſchau für Kommunalbeamte“. N 


überließ uns 
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